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Klimaschutz in Europa 

Das Klimaproblem ist Teil einer Umwelt- und Gesell-
schaftskrise, die durch einen Wirtschafts- und Lebens-
stil verursacht ist, der nicht regenerierbare Ressourcen 
und regenerierbare Natur übernutzt. 

In der Frage des Klimaschutzes wird sich exemplarisch 
zeigen, ob die Europäische Gemeinschaft und die in-
ternationale Staatengemeinschaft in der Lage sind, die 
Rahmenbedingungen unseres Wirtschafts- und Kon-
sumniveaus dahin gehend zu verändern, daß die natür-
lichen Lebensgrundlagen erhalten bleiben. Dem wei-
teren Umgang mit Energie kommt eine Schlüsselfunk-
tion bei dem notwendigen Wandel zu einer dauerhaf-
ten Entwicklung zu. 

Die Einführung der im Entwurf vorliegenden EG-wei-
ten CO2-/Energiesteuer ist nicht die Lösung für die 
Klimaproblematik, jedoch ein erster positiver Ansatz. 
Für den notwendigen Strukturwandel unseres Wirt-
schaftssystems wäre die Einführung einer euro-
päischen allgemeinen Energiesteuer erforderlich. 

Ob die Europäische Gemeinschaft ihren Anteil zur 
Abwehr einer drohenden Klimakatastrophe beitragen 
wird, hängt vor allem davon ab, ob in den beiden 
Schlüsselbereichen Energie und Verkehr die bisheri-
gen Verbrauchsentwicklungen umgekehrt werden 
können. 

Eine langfristige Lösung der Klimaproblematik ist nur 
möglich, wenn die Entwicklungsländer in eine globale 

Gesamtstrategie einbezogen werden. Dazu muß ein 
neues Leitbild gefunden werden, das die Erhaltung der 
natürlichen Lebensgrundlagen zum Ziel hat. 

„In den Augen der Entwicklungsländer wird die 
Glaubwürdigkeit der industrialisierten Welt — und so-
mit auch der Gemeinschaft — in dem Maße steigen oder 
sinken, in dem sie ihrer eigenen Probleme Herr wird" 
(Zitat aus dem 5. Umweltaktionsprogramm der EG). 

Vorbemerkung 

Die Umwelt- und Energieminister der EU haben sich 
bereits auf den gemeinsamen Ratstagungen für Um-
welt und Energie vom 29. Oktober 1990 und 13. De-
zember 1991 politisch zur Stabilisierung der CO 2-Emis-
sionen bis zum Jahr 2000 auf der Basis von 1990 
verpflichtet. Dies ist als erster Schritt zu einer aus 
Gründen der Vorsorge zu ergreifenden EU-Klima-
schutzstrategie anzusehen. Die Bundesregierung war 
bei der Entwicklung der EU-Klimaschutzstrategie eine 
treibende Kraft. 

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit vom 19. Juli 1994 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype — den Fragetext. 
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Eine zumindest EU-weite aufkommens- und wettbe-
werbsneutrale CO2-/Energiesteuer ist nicht das einzige 
Instrument zur Energieeinsparung und CO 2-Minde-
rung im Rahmen der EU-Strategie, sie stellt allerdings 
ein wichtiges Element dar. 

Am 25. September 1991 hat die Europäische Kommis-
sion in einer Mitteilung an den Rat eine europäische 
Konzeption zur CO2-Reduktion ( „Gemeinschaftsstrate-
gie für weniger Kohlendioxidemissionen und mehr 
Energieeffizienz") vorgeschlagen. Auf dem Energie-
und Umweltrat am 13. Dezember 1991 und dem Wirt-
schafts- und Finanzrat am 16. Dezember 1991 wurde 
Einvernehmen erzielt, daß die Europäische Kommis-
sion auf der Basis ihrer bisherigen Vorschläge die Kon-
zeption für eine Gemeinschaftsstrategie weiterentwik-
kelt. Rechtzeitig vor der Konferenz für Umwelt und 
Entwicklung der Vereinten Nationen in Rio de Janeiro 
im Juni 1992 hat die Europäische Kommission das 
Maßnahmenpaket vorgestellt, mit dem das Stabilisie-
rungsziel bis zum Jahr 2000 auf der Basis 1990 erreicht 
werden soll. 

Die Europäische Gemeinschaft und ihre Mitgliedstaa-
ten hatten ganz wesentlichen Anteil daran, daß die 
Klimarahmenkonvention ausgehandelt werden konnte 
und in Rio de Janeiro zur Zeichnung auslag. Nachdem 
am 21. Dezember 1993 die notwendigen 50 Ratifikatio-
nen hinterlegt worden waren, ist die Klimarahmenkon-
vention am 21. März 1994 in Kraft getreten. 

Nur wenn die Gemeinschaftsstrategie, die nationalen 
Strategien der Mitgliedstaaten und vor allem die inter-
nationale Strategie (Klimarahmenkonvention und 
deren Umsetzung) zum Klimaschutz gleichge richtetes 
Handeln bewirken, besteht die Chance, das globale 
Problem der befürchteten Klimaänderungen zu bewäl-
tigen. Dies schließt auch die Hilfe für die MOE- und 
NUS-Staaten sowie die Entwicklungsländer sowohl bei 
der Umsetzung und Fortenwicklung der Klimarahmen-
konvention als auch bei spezifischen Maßnahmen der 
Europäischen Union als auch bei den bilateralen Maß-
nahmen der Mitgliedstaaten ein. 

Das im Vorspann der Großen Anfrage angemahnte 
„neue Leitbild, das die Erhaltung der natürlichen 
Lebensgrundlagen zum Ziel hat", ist insbesondere im 
Hinblick auf einen wirksamen Klimaschutz mit der 
Klimarahmenkonvention und der 1992 in Rio verab-
schiedeten „Agenda 21" (vor allem Kapitel 9: Schutz 
der Erdatmosphäre) bereits definiert und international 
abgestimmt. 

I. CO2-/Energiesteuer, dauerhafte Entwicklung 

1. Ziel der Europäischen Gemeinschaft ist es, die 
CO2-Emissionen der EG bis zum Jahr 2000 auf 
dem Stand des Jahres 1990 zu stabilisieren. 

Ist dieses Ziel ausreichend, um die Klimagefahren 
abzuwenden? 

Das Endziel der Klimakonvention ist es, die Stabilisie

-

rung der Treibhausgaskonzentrationen in der Atmo

-

sphäre auf einem Niveau zu erreichen, auf dem eine 

gefährliche anthropogene Störung des Klimasystems 
verhindert wird. Wegen der bislang noch nicht voll-
ständig gesicherten Kenntnis über die Wirkungszu-
sammenhänge und Auswirkungen (in Modellrechnun-
gen ermittelt) auf unser Klimasystem bedeutet dies, 
daß aus Vorsorgegründen die globalen Treibhausgas-
emissionen und deren Vorläufersubstanzen im Laufe 
der nächsten Jahrzehnte merklich reduziert werden 
müssen. Eine besondere Verantwortung kommt dabei 
den Industriestaaten und unter ihnen der EU zu. 

Der Anteil der von der EU freigesetzten CO 2-Emissio-
nen an den globalen anthropogenen CO 2-Emissionen 
beträgt derzeit rund 15 %. Das Stabilisierungsziel der 
CO 2-Emissionen der EU insgesamt auf dem Niveau 
von 1990 bis zum Jahr 2000 ist bereits 1990 beschlos-
sen worden und als erster Schritt der EU-Klimaschutz-
strategie anzusehen, der allein nicht ausreicht, um die 
Klimagefahren abzuwenden. 

Die weitere Konkretisierung, Umsetzung und Fortent-
wicklung der Klimarahmenkonvention wird Aufgabe 
der ab 1995 jährlich stattfindenden Vertragsstaaten-
konferenz sein. Unabhängig davon wird die EU über 
weitergehende Schritte zum Klimaschutz entscheiden. 

2. Welchen prozentualen Anteil schreibt die Bundes-
regierung dabei einzelnen Maßnahmen, wie der 
CO2-/Energiesteuer, dem SAVE-Programm, dem 
ALTENER-Programm, JOULE, THERMIE und an-
deren Maßnahmen zu? 

Welcher ergänzender Maßnahmen der Mitglied-
staaten bedarf es nach Meinung der Bundesregie-
rung, um das CO2-Minderungsziel der Europäi-
schen Gemeinschaft zu erreichen? 

Die Bundesregierung schreibt den in der Frage ge-
nannten einzelnen Maßnahmen keine prozentualen 
Anteile zu. Diese Position hat die Bundesregierung 
bereits in der Antwort auf die Große Anfrage der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN „Klimaschutz

-

Erfolgsbilanz der Bundesregierung" (Drucksache 12/ 
7106 vom 17. März 1994) in bezug auf die Maßnahmen 
des IMA-Maßnahmenpakets verdeutlicht. Die einzel-
nen Maßnahmen wirken nicht isoliert, und ein isolier-
ter Ausweis ihrer Minderungswirkung ist daher nicht 
möglich. 

Die Europäische Kommission geht davon aus, daß die 
CO2-Emissionen der EU insgesamt von 1990 bis 2000 
ohne die Maßnahmen der Gemeinschaftsstrategie für 
weniger Kohlendioxidemissionen und mehr Energie-
effizienz um rd. 11 % ansteigen würden. 

Die Europäische Union hat ein CO 2-Stabilisierungs-  
und kein -Minderungsziel. Der Frage nach der kon-
kreten Ausgestaltung ergänzender Maßnahmen muß 
sachlogisch die Frage vorangehen, ob es ergänzender 
Maßnahmen bedarf, um dieses Stabilisierungsziel zu 
erreichen. Die Antwort auf diese primär zu stellende 
Frage soll letztlich im Rahmen des EU-0O 2-Beobach-
tungssystems, das integraler Bestandteil der EU-Stra-
tegie für weniger CO 2-Emissionen und mehr Ener-
gieeffizienz ist, gegeben werden. Erst wenn sich hier 
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ein entsprechender Bedarf nach weiteren gemein-
schaftsweiten Maßnahmen ergeben sollte, ist darüber 
zu befinden, welcher ergänzenden Maßnahmen es be-
darf. 

Die geplante Richtlinie für eine CO 2-/Energiesteuer 
konnte bislang noch nicht verabschiedet werden. In 
einer zumindest EU-weiten, aufkommens- und wettbe-
werbsneutralen CO2-/Energiesteuer sieht die Bundes-
regierung einen wichtigen nächsten Schritt zur Errei-
chung des EU-Stabilisierungsziels, nachdem SAVE, 
THERMIE, JOULE und ALTENER bereits umgesetzt 
werden. 

3. Wie ist der aktuelle Stand der Verhandlungen zu 
der CO2-/Energiesteuer? 

Wo sieht die Bundesregierung die größten Wider-
stände gegen eine CO 2-/Energiesteuer in den ein-
zelnen Mitgliedsländern? 

Bis wann rechnet die Bundesregierung mit einer 
Einigung? 

Der Richtlinienvorschlag der Kommission zur harmoni-
sierten Einführung einer EU-weiten, zu 50 % auf dem 
Energiegehalt und zu 50 % auf dem Kohlenstoffgehalt 
von Energieträgern basierenden CO 2-/Energiesteuer 
wird seit Mitte 1992 beraten. Die Beratungen konnten 
allerdings bislang zu keinem befriedigenden Abschluß 
gebracht werden. Die Bundesregierung wird die Frage 
der EU-weiten wettbewerbs- und aufkommensneutra-
len CO2-/Energiesteuer während ihrer EU-Präsident-
schaft weiterbetreiben. Der ECOFIN-Rat hat am 6. Juni 
1994 die von ihm eingerichtete Ad-hoc-Gruppe mit 
weiteren Beratungen beauftragt. Der Umweltrat hat 
am 8./9. Juni 1994 ebenfalls die von ihm eingerichtete 
high level-Group mit der Fortführung der Beratungen 
während der deutschen Präsidentschaft beauftragt. 
Neben der Grundsatzfrage, ob die Steuer in allen Mit-
gliedstaaten eingeführt werden sollte, sind weitere 
Kernprobleme wie der Anteil der o. a. Steuerkompo-
nenten, die Aufnahme von Escape-Klauseln für wirt-
schaftsschwache Länder oder besonders betroffene 
Unternehmen oder auch die Besteuerung elektrischen 
Stroms sowie die Konditionalität ungelöst. 

Großbritannien hat die Einführung einer EU-weiten 
CO2-/Energiesteuer mit der Begründung abgelehnt, 
daß es sein nationales CO2-Stabilisierungsziel auch 
ohne Einführung einer solchen Steuer erreichen werde 
und eine solche Steuer zudem die Wettbewerbsfähig-
keit der europäischen Indust rie erheblich gefährden 
würde. Insofern sollten nach Auffassung Großbritan-
niens auch andere Lösungen als die gemeinschafts-
weite CO2-/Energiesteuer in Betracht gezogen wer-
den. Falls eine solche Richtlinie jedoch beschlossen 
werden sollte, müßte gemäß dem Subsidiaritätsprinzip 
den Mitgliedstaaten die Entscheidung überlassen blei-
ben, ob sie eine solche Steuer einführen. 

Spanien hat seine Forderung nach einer „gerechten" 
Lastenverteilung auch bei einer CO 2-/Energiesteuer 
geltend gemacht. Nur unter dieser Bedingung sei Spa-
nien zur Mitarbeit bei der CO 2-/Energiesteuer-Richt-
linie bereit. 

Ebenso wie Spanien haben die wirtschaftlich schwäch-
sten Mitgliedstaaten (Portugal, Griechenland und Ir-
land) schon in der Vergangenheit gefordert, im Rah-
men der Lastenteilung einstweilen von der Pflicht, eine 
solche Steuer erheben zu müssen, gänzlich freigestellt 
zu werden. 

Wann mit einer Einigung zu rechnen ist, kann zur Zeit 
nicht gesagt werden. 

4. Wird die Bundesregierung die Forderung der 
Fraktion der SPD nach einer allgemeinen Energie-
steuer ohne CO2-Komponente unterstützen, um 
eine europäische Vereinbarung zu fördern? 

Mit der Forderung nach einer reinen Energiesteuer 
könnte entgegen der in der Fragestellung enthaltenen 
Schlußfolgerung eine europäische Vereinbarung nicht 
gefördert werden. Es gibt Mitgliedstaaten — allen voran 
Frankreich —, die eine Verbesserung der Energieeffi-
zienz nicht als gleichberechtigtes Ziel, sondern aus-
schließlich das Ziel einer Stabilisierung der CO 2-Emis-
sionen anerkennen und sich vor dem Hintergrund der 
dortigen Energieversorgungsstrukturen für eine we-
sentlich stärkere Betonung der CO 2-Komponente bei 
der Steuerbemessung einsetzen. Angesichts dieser un-
terschiedlichen Interessenlagen hätte die Forderung 
nach einer reinen Energiesteuer weniger Chancen, die 
notwendige einstimmige Zustimmung zu finden. 

Im übrigen ist die Bundesregierung überzeugt, daß die 
für den Klimaschutz erforderliche CO 2-Minderung nur 
durch die beiden Strategien Einsparung und Substitu-
tion gemeinsam erreicht werden kann. Eine Steuer 
ohne CO2-Komponente würde nur mittelbar die Ver-
minderung der Kohlendioxid-Emissionen durch Maß-
nahmen des rationelleren Energieeinsatzes bewirken 
und allenfalls Anreize zur Substitution kohlenstoffhal-
tiger Energieträger durch die Nutzung erneuerbarer 
Energien, die von der Besteuerung ausgenommen wer-
den sollen, bieten. Darüber hinaus gäbe es keinen 
gezielten Anreiz zur Substitution kohlenstoffhaltiger 
Energieträger durch kohlenstoffärmere oder -freie. 

5. Sieht die Bundesregierung in der Einführung 
einer europäischen Energiesteuer eine Möglich-
keit, den Strukturwandel der europäischen Indu-
strie und ihre internationale Wettbewerbsfähig-
keit langfristig zu erhalten oder zu verbessern? 

Wie bereits oben dargelegt, sieht die Bundesregierung 
keine Möglichkeit, auf europäischer Ebene zur Verab-
schiedung einer allgemeinen Energiesteuer ohne CO 2

-

Komponente zu kommen. Eine mindestenes EU-weite 
kombinierte CO2-/Energiesteuer, die sich an dem von 
der Kommission vorgelegten Modell orientiert, würde 
ökonomische Anreize zugunsten CO2-armer und ener-
giesparender Produktionen und Produkte vermitteln. 
Hiervon könnten Impulse für den Strukturwandel der 
europäischen Industrie ausgehen. Gleichzeitig könnte 
ein derartiges wirtschaftliches Instrument dazu beitra-
gen, die internationale Wettbewerbsfähigkeit der euro-
päischen Industrie mittelfristig zu erhalten und ggf. 
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auch langfristig zu verbessern. Aus Sicht besonders 
energieintensiver Unternehmen stellt sich die Wettbe-
werbssituation allerdings anders dar. 

6. Hält die Bundesregierung die Verknüpfung der 
CO2-/Energiesteuer mit Maßnahmen anderer 
OECD-Staaten — die sogenannte Konditionalitäts-
klausel — für sinnvoll? 

Wird sich die Bundesregierung für eine Auf-
hebung der Konditionalitätsklausel einsetzen? 

Die Bundesregierung tritt für die Einführung einer zu-
mindest EU-weiten CO2-/Energiesteuer als wichtiges 
Element einer wirksamen Klimaschutzstrategie ein. Sie 
wird dafür Sorge tragen, daß diese Maßnahme nicht zu 
einer einseitigen Wettbewerbsbelastung für die deut-
sche bzw. europäische Wirtschaft führt und wird des-
halb auf ein einheitliches Vorgehen der EU-Staaten 
achten und sich für die Einführung vergleichbarer 
Maßnahmen durch andere OECD-Staaten einsetzen. 

Es kann nicht im Interesse der Bundesrepublik 
Deutschland und der Europäischen Union sein, wenn 
die Steuer zu nicht hinnehmbaren Produktionsverlage-
rungen in Länder führt, in denen keine vergleichbaren 
Maßnahmen ergriffen werden. Dies wäre nicht nur 
hinsichtlich des Wettbewerbs, sondern auch des ange-
strebten globalen ökologischen Ziels kontraproduktiv. 

7. Wie schätzt die Bundesregierung die EG-weite 
und nationale Entwicklung im Bereich der Koh-
lendioxidemissionen für den Fall ein, daß die ge-
plante CO2-/Energiesteuer zustande kommt? 

Was wären die Folgen eines Scheiterns? 

Die Bundesregierung hat derartige Prognosen nicht in 
Auftrag gegeben. Nach vorliegenden Prognosen der 
EG-Kommission würden die CO2-Emissionen in der EU 
ohne die Maßnahmen der Gemeinschaftsstrategie und 
ohne zusätzliche nationale CO 2-Minderungspro-
gramme der Mitgliedstaaten bis zum Jahr 2000 im Ver-
gleich zum Jahr 1990 um 11 % steigen. Die Einführung 
der kombinierten CO2-/Energiesteuer noch im Jahr 
1993 hätte zu einer prognostizierten Reduktion der 
CO2-Emissionen im Vergleich zu dem Status-quo-Sze-
nario um knapp 3,5 Prozentpunkte in der EU und 
3,7 Prozentpunkte in Deutschland geführt. 

Im Falle eines Scheiterns oder einer späteren Einfüh-
rung der CO2-/Energiesteuer wird die ihr zugeschrie-
bene Minderung der energiebedingten CO 2-Emissio-
nen nicht oder nicht in vollem Umfang zu verzeichnen 
sein. Im Falle eines Scheiterns müßte über Alternativen 
auf EU-Ebene nachgedacht werden. 

8. Wäre die Bundesregierung im Falle der Nicht-
durchsetzbarkeit einer EG-weiten Energiesteuer 
bereit, auf nationaler Ebene eine Energieabgabe 
einzuführen? 

Wie sollte sie ausgestaltet werden?  

Eine reine Energiesteuer ist weder von der Kommission 
vorgeschlagen, noch wird sie von der Bundesregierung 
unterstützt (siehe Antwort zur Frage 4). 

Soweit steuerliche Instrumente zur Erreichung des 
gemeinschaftlich beschlossenen CO 2-Stabilisierungs-
ziels in Betracht gezogen werden, können diese aus 
der Sicht der Bundesregierung nur zielführend sein, 
wenn sie für alle Mitgliedstaaten verbindlich sind. 

Eine im deutschen Alleingang eingeführte CO 2-/Ener-
giesteuer würde die heimische Wirtschaft durch eine 
höhere Abgabenbelastung einseitig schwächen, je-
doch einen wesentlichen geringeren Effekt erzielen als 
eine EU-weite Steuer und im Hinblick auf das globale 
Problem der Klimabedrohung zu kaum wahrnehm-
baren Ergebnissen führen. Sie würde zudem tenden-
ziell zu einer Verlagerung von abgabenbelasteten Pro-
duktionen ins Ausland führen. Dem Klimaschutz ist 
aber nicht gedient, wenn die Gesamtemissionen 
gleichbleiben und lediglich ihre Quellen über natio-
nale Grenzen hinweg verlagert werden. 

Die Bundesregierung setzt sich im Rahmen ihrer 
Klimaschutzstrategie für eine zumindest EU-weite 
sowie aufkommens- und wettbewerbsneutrale CO 2-/ 
Energiesteuer ein. 

9. Welche Konsequenzen hatte die Einführung der 
nationalen Energiesteuer in Dänemark ( „Output- 
Lösung") und in den Niederlanden („Input-Lö-
sung") auf die Parameter Wettbewerbsfähigkeit, 
Beschäftigung, Investitionen, Preisniveau, Wachs

-

tum,  außenwirtschaftliches Gleichgewicht und 
Umwelt? 

Die dänische Regierung strebt das Ziel an, die einhei-
mischen CO2-Emissionen bis zum Jahr 2005 gegen-
über 1988 um 20 % zu reduzieren. In diesem Zusam-
menhang wurde in Dänemark am 15. Mai 1992 die be-
reits bestehende Besteuerung verschiedener Energie-
träger mit einer neuen CO 2-Steuer gekoppelt. Die 
gewerbliche Wirtschaft zahlt außer für Fahrzeug- und 
Maschinentreibstoffe keine Energiesteuer und grund-
sätzlich auch nur 50 % der CO 2-Abgabensätze. Für 
energieintensive Unternehmen wurde ein System ge-
staffelter Ermäßigungssätze eingeführt, das die jähr-
liche CO2-Steuer bei Unternehmen mit sehr hohem 
Energiekostenanteil auf bis zu 10 000 DKr reduziert. 
Die privaten Haushalte bezahlen die volle CO 2-Steuer. 

Mit Einführung der CO 2-Komponente wurden die von 
ihnen zu entrichtenden Energiesteuern allerdings so 
weit reduziert, daß die Energiebesteuerung insgesamt 
auf dem früheren Niveau verblieb. Elektrischer Strom 
wird entsprechend der in einem Kohlekraftwerk mit 
thermischem Wirkungsgrad von 35 % entstehenden 
CO2-Emissionen besteuert; die zur Stromerzeugung 
eingesetzten Primärenergieträger sind von der Steuer 
befreit („Output-Besteuerung"). 

Die niederländische Regierung strebt eine Stabilisie-
rung der heimischen CO 2-Emissionen bis 1994/1995 
auf dem Niveau von 1989/1990 und ihre Senkung bis 
zum Jahr 2000 um 3 bis 5 % an. Am 1. Juli 1992 wurde 
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in den Niederlanden eine kombinierte Besteuerung 
von Energie und CO 2-Emissionen im Verhältnis 50 : 50 
eingeführt. Die grundsätzlich am Primärenergieeinsatz 
ansetzende Steuer wird beim Produzenten, Importeur 
und in einzelnen Fällen beim Verbraucher erhoben 
(„Input-Steuer"). Elektrischer Strom wird indirekt über 
den Brennstoffinput der Kraftwerke besteuert. Unter-
nehmen mit sehr hohem Erdgasverbrauch sowie Ver-
braucher bestimmter Industriegase erhalten Steuerer-
mäßigungen. Die Steuer ist vorwiegend fiskalisch 
motiviert. Die bis Juli 1992 bestehende Zweckbindung 
von Energiesteuern wurde aufgehoben. Die Höhe der 
Steuersätze für die jeweiligen Energieträger wird vom 
angestrebten Steueraufkommen abgeleitet. Sie wurde 
dementsprechend wiederholt geändert. 

Wegen des kurzen Zeitraums seit Einführung dieser 
Steuern und wegen der genannten Modifikationen lie-
gen der Bundesregierung keine Angaben über die 
makroökonomischen und ökologischen Auswirkungen 
der Energie- und CO 2-Besteuerung in Dänemark und 
den Niederlanden vor. 

10. Wird es nach Meinung der Bundesregierung 
durch die Einführung der CO 2-/Energiesteuer zu 
einer Veränderung des Energie-Mixes oder zu 
einer Effizienzsteigerung kommen? 

Würde durch die Steuer der Einsatz der heimi-
schen Energieträger Braun- und Steinkohle redu-
ziert bzw. gefährdet? 

Von einer kombinierten CO2-/Energiesteuer ginge 
sowohl eine Anreizwirkung zur Verminderung der 
CO2-Emissionen durch Veränderung des Energie-Mix 
als auch ein Anreiz zu rationellerem Energieeinsatz 
aus. Es würden also beide Effekte auftreten. 

Im Hinblick auf die Frage nach den Auswirkungen der 
CO2-/Energiesteuer auf den Einsatz der heimischen 
Energieträger Braun- und Steinkohle wird auf die Ant-
wort der Bundesregierung auf die Frage 12 (Absätze 1 
und 2) der Großen Anfrage der Fraktion der SPD 
„Umsetzung der Empfehlungen der Enquete-Kommis-
sion ,Vorsorge zum Schutz der Erdathmosphäre durch 
die Bundesregierung" (Drucksache 12/4280 vom 
5. Februar 1993) verwiesen. 

11. Wie schätzt die Bundesregierung die Lenkungs-
wirkung der geplanten CO 2-/Energiesteuer in den 
Sektoren Verkehr, Industrie, Stromerzeugung und 
-verbrauch, Privathaushalte und Dienstleistungen 
hei dem geplanten Einstieg von 3 $ pro Barrel 
Öläquivalent bis zum Endsteuersatz von 10 $ pro 
Barrel Öläquivalent ein? 

Wie hoch sollte der Steuersatz liegen, um die ge-
wünschte Lenkungswirkung bis zum Jahr 2000 zu 
erreichen? 

Die geplanten Steuersätze reichen nach den vorliegen-
den Untersuchungen der Europäischen Kommission 
aus, um eine Lenkungswirkung zu erreichen, die da-
durch gekennzeichnet ist, daß der für die EU unter 

Status-quo-Annahmen zu erwartende Anstieg der 
CO2-Emissionen im Vergleich der Jahre 1990 und 2000 
um ein Drittel vermindert wird. Der von der Kommis-
sion abgeschätzte Lenkungseffekt wird sich nach dem 
Jahr 2000 weiter erhöhen. Vor dem Hintergrund weite-
rer Maßnahmen (vgl. EU-Gemeinschaftsstrategie für 
weniger CO2-Emissionen und mehr Energieeffizienz) 
wird diese Lenkungswirkung von der Europäischen 
Kommission aus heutiger Sicht als ausreichend ange-
sehen, um die CO2-Emissionen in der EU zu stabilisie-
ren. Die im Auftrag der Europäischen Kommission im 
Jahr 1993 vorgelegte Studie enthält beispielhaft Anga-
ben zu Einzelsektoren, die sich die Bundesregierung 
allerdings nicht zu eigen macht. Es wurde in diesem 
Gutachten nicht untersucht, welcher Steuersatz erfor-
derlich wäre, um allein mit der CO 2-/Energiesteuer das 
Stabilisierungsziel in der EU zu erreichen. Bekanntlich 
setzt sowohl die EU als auch die Bundesregierung auf 
ein Maßnahmenbündel, um die angestrebte Stabilisie-
rung der CO 2-Emissionen in der EU bzw. die ange-
strebte CO 2-Reduktion in der Bundesrepublik 
Deutschland zu erreichen. 

12. Welche Kompensationsregelungen sieht die Bun-
desregierung zu den im Entwurf vorgesehenen 
Ausnahmeregelungen für energieintensive Unter-
nehmen vor? 

Nach welchen Kriterien und für welche Branchen 
will die Bundesregierung eine solche Steuerbe-
günstigung vorsehen? 

Der von der Kommission verfolgte Ansatz, unter be-
stimmten Voraussetzungen Steuerbegünstigungen 
oder -befreiungen zu gewähren, kann theoretisch sehr 
weit gezogen werden. 

Die Diskussion zur Ausgestaltung und konkreten 
Umsetzung der Artikel 10 und 11 des Richtlinienent-
wurfs der Kommission ist weder innerhalb der Bundes-
regierung noch auf EU-Ebene abgeschlossen. 

Die Bundesregierung erörtert diese Möglichkeiten ins-
besondere unter den Aspekten Gewährleistung des 
Lenkungseffektes, Aufkommensneutralität und Wett-
bewerbsneutralität. 

Im Hinblick auf die Komplexität der letztgenannten 
Thematik hatte das Bundesministerium für Wirtschaft 
an das Deutsche Institut für Wirtschaftforschung (DIW) 
ein Gutachten vergeben, das mittlerweile vorliegt. Die 
Ergebnisse werden z. Z. innerhalb der Bundesregie-
rung und mit der Wirtschaft diskutiert. 

13. Wie soll das Steueraufkommen der CO 2-/Energie-
steuer in der Bundesrepublik Deutschland ver-
wandt werden (Klimaschutz, Energieeffizienz, 
Energiesparmaßnahmen, erneuerbare Energien, 
verkehrslenkende Maßnahmen, Senkung der 
Lohn- und Einkommensteuer)? 

Die Gewährleistung der Aufkommensneutralität ge

-

hört für die Bundesregierung zu den Eckpunkten einer 
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CO 2-/Energiesteuer. Sie soll keine neue Finanzie-
rungsquelle bilden, sondern ein effizientes Instrument 
im Rahmen eines umfassenden Maßnahmenbündels 
werden, mit dem die gewünschten Lenkungseffekte im 
Sinne eines verbesserten Klimaschutzes erreicht wer-
den. 

Es wird daher auch zu prüfen sein, ob und gegebenen-
falls inwieweit durch die Schaffung von Anrechnungs-
möglichkeiten für Maßnahmen zur Energieeinsparung 
bzw. zur Reduzierung von CO 2-Emissionen der Len-
kungseffekt verstärkt werden kann. Im Richtlinienent-
wurf der Europäischen Kommission sind solche Mög-
lichkeiten angelegt. 

14. Hält die Bundesregierung Selbstverpflichtungs-
erklärungen für eine Alternative zur Einführung 
einer CO2-/Energiesteuer? 

Hält die Bundesregierung das vom Bundesver-
band der deutschen Industrie in die Diskussion 
gebrachte Kompensationsmodell für geeignet, 
eine wirksame Senkung der Umweltbelastungen 
zu erreichen? 

Die vom Bundesverband der Deutschen Industrie und 
anderen Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft in 
die Diskussion gebrachte „Initiative für eine weltweite 
Klimavorsorge" ist noch nicht so weit konkretisiert, daß 
eine abschließende Beurteilung möglich ist. 

Die Bundesregierung hat stets betont, daß sie sich auch 
im Hinblick auf den Vorschlag der Wirtschaft mit dem 
darin enthaltenen Selbstverpflichtungsangebot nicht 
gegen eine gemeinschaftsweite CO 2-/Energiesteuer 
aussprechen wird. Sie hatte aber die Prüfung zugesagt, 
ob Selbstverpflichtungen als Ersatz für eine CO 2-/ 
Energiesteuer oder im Rahmen einer solchen Regelung 
möglich sind. Diese Prüfung erfordert die Klärung von 
steuerrechtlichen und wettbewerbsrechtlichen Fragen, 
die in dem in der Antwort zur Frage 12 angesproche-
nen DIW-Gutachten behandelt wurden. Danach ist aus 
rechtlichen Gründen eine Ausnahme von der Steuer-
pflicht aufgrund freiwilliger, nicht sanktionsbewehrter 
Zusagen einzelner Steuerpflichtiger oder Branchen 
nicht zulässig. Die übrigen Lösungsvorschläge der 
Gutachter betreffen insbesondere unternehmensindi-
viduelle und rechtlich verbindliche Selbstverpflichtun-
gen. Ihre praktische Ausgestaltung ist sehr komplex 
und bedarf der weiteren Prüfung. Sie könnten im Rah-
men der Ausgestaltung der Steuer oder begleitend zur 
Steuer allerdings wichtige Impulse für eine kostenopti-
male und wirksame CO 2-Verminderung geben. Unter 
Beachtung der Grundsätze einer wettbewerbsorien-
tierten Marktwirtschaft könnten damit Zielkonflikte 
weitgehend vermieden, Innovationen ausgelöst und 
letztlich die Chancen für neue Wachstumsmärkte 
durch Klimaschutztechnologien eröffnet werden. Zu 
weiteren Aussagen dieses Themenkomplexes wird auf 
den 3. Bericht der IMA-CO 2-Reduktion sowie auf Kapi-
tel 4 des 3. Berichts des Arbeitskreises I „Energiever-
sorgung" der IMA-CO2-Reduktion verwiesen. Eine 
vertiefte Auswertung wird zur Zeit vorgenommen. 

Der Kompensationsansatz, d. h. die Durchführung von 
CO2-Minderungsmaßnahmen nicht bei eigenen, son-
dern bei Anlagen Dritter, um in ihrer Minderungswir-
kung vergleichbare, aber kostengünstigere CO 2

-

Reduktionen zu erreichen, ist im Zusammenhang mit 
den Ergebnissen des DIW-Gutachtens zu sehen. 

Unabhängig davon ist die Möglichkeit der Kompensa-
tion als „joint implementation" in der Klimarahmen-
konvention bereits vereinbart (Artikel 4 Abs. 2 lit. a 
und d). Dieser Ansatz wird bei der Weiterentwicklung 
der Klimarahmenkonvention vertieft diskutiert. Hier-
bei handelt es sich um eine äußerst komplizierte Frage-
stellung, die völkerrechtliche Aspekte einschließt. Die 
Bundesregierung nimmt aktiv an den Verhandlungen 
teil. Weitere Ergebnisse werden von der Folgekonfe-
renz der Vertragsstaaten zur Klimarahmenkonvention 
im Frühjahr 1995 in Berlin erwartet. 

15. Wie schätzt die Bundesregierung die Gefahr ein, 
daß es durch internationale Kompensationsmodel-
le zur Zementierung von bestehenden Wirt-
schaftsstrukturen kommt? 

Nehmen Kompensationsmodelle den Innovations-
druck von der Industrie, und vergibt diese damit 
die Möglichkeit, in diesem Bereich Vorsprünge zu 
gewinnen und wirtschaftlich nutzbar zu machen? 

Die Frage, wie internationale Kompensationsmodelle 
ausgestaltet werden und in welchem Ausmaß sie zur 
Anwendung kommen können, kann noch nicht beant-
wortet werden. Neben komplizierten wirtschaftlichen 
und technischen Aspekten müssen hierzu die Interes-
sen potentieller Teilnehmerländer in internationalen 
Verhandlungen — u. a. im Rahmen der Umsetzung der 
Klimakonvention — diskutiert und konkretisiert wer-
den. Eine Abschätzung der Auswirkungen internatio-
naler Kompensationsmodelle auf die strukturelle Ent-
wicklung der Volkswirtschaften oder auf das Innova-
tionsverhalten der Industrie ist deshalb derzeit nicht 
möglich. 

16. Welche Entwicklung haben die CO 2-Emissionen 
in den alten und neuen Bundesländern zwischen 
1987 und 1992 genommen? 

Worin sieht die Bundesregierung die Gründe für 
diese Entwicklung, und entspricht sie der voraus-
berechneten Emissionsentwicklung auf dem Weg, 
das nationale CO 2-Reduzierungsziel zu erreichen? 

Für die Entwicklung der CO2-Emissionen in Deutsch-
land von 1987 bis 1992 ergeben sich folgende vor-
läufigen Ergebnisse (Stand: Februar 1994; vgl. auch 
Tabelle 1): 

Die energiebedingten CO 2-Emissionen sind von 1 060 
Mio. t im Jahr 1987 auf 918 Mio. t im Jahr 1992 
zurückgegangen. Dies entspricht einer Minderung von 
13,4 % in diesem Zeitraum. Aufgrund des Bevölke-
rungswachstums (Zunahme von 1987 bis 1992 um 
3,2 Millionen Einwohner) gingen die CO2-Emissionen 
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pro Kopf in Deutschland zwischen 1987 bis 1992 stär-
ker zurück: von 13,6 t/E auf 11,3 t/E, d. h. um 16,9 %. 

Diese CO2-Minderung ist auf einen Rückgang der 
CO2-Emissionen in den neuen Bundesländern um 
44,9 % von 1987 bis 1992 zurückzuführen. Wesentliche 
Ursachen sind der wirtschaftliche Umstrukturierungs-
prozeß und der daraus resultierende Rückgang des 
vorher wenig effizienten Energieeinsatzes, die teil-
weise Substitution der Braunkohle durch kohlenstoff-
ärmere Brennstoffe sowie der Bevölkerungsrückgang. 
In den neuen Bundesländern ist die Bevölkerungszahl 
im Zeitraum von 1987 bis 1992 um eine Million Ein-
wohner auf 15,7 Millionen gesunken. Die CO 2-Emis-
sionen pro Kopf der Bevölkerung gingen in den neuen 
Bundesländern in diesem Zeitraum von 20,7 t/E auf 
12,1 t/E, d. h. um 41,5 % zurück. 

Bei konsequenter Umsetzung der Maßnahmen zum 
Klimaschutz ist davon auszugehen, daß der überwie-
gende Teil der in den neuen Bundesländern bereits 
erreichten CO 2-Minderung dauerhaft sein wird. 

In den alten Bundesländern stiegen die energiebeding-
ten absoluten CO 2-Emissionen im Zeitraum von 1987 
bis 1992 um 1,8 % an. Dabei ist zu berücksichtigen, daß 
die deutsche Vereinigung vorübergehend zu einer er-
heblichen zusätzlichen Auslastung der Produktions-
kapazitäten und zu einer deutlichen Zunahme der 
Transporte zur Deckung der Nachfrage in den neuen 
Bundesländern geführt hat. Hinzu kommt ein starker 
Anstieg der Bevölkerung in den alten Bundesländern, 
der zu einer Erhöhung des Energieverbrauchs und da-
mit der CO2-Emissionen geführt hat: Die Bevölke-
rungszahl stieg hier von 61,2 Millionen Einwohnern im 

Jahr 1987 über 63,7 Millionen Einwohner 1990 auf 65,3 
Millionen Einwohner 1992 um insgesamt 6,7 % an. In 
den alten Bundesländern sanken damit die CO 2-Emis-
sionen pro Kopf der Bevölkerung zwischen 1987 und 
1992 von 11,7 t/E auf 11,2 t/E, d. h. um 4,7 %. Dieser 
Trend setzt sich auch nach 1992 fort. 

Die Entwicklung der energiebedingten CO 2-Emissio-
nen von 1987 bis 1993 stellt sich wie folgt dar (Stand: 
Februar 1994; vgl. auch Tabelle 1): 

— In Deutschland sanken sie von 1 060 Mio. t auf 
894 Mio. t, d. h. um 15,7 %; 

— in den alten Bundesländern stiegen sie von 715 
Mio. t auf 716 Mio. t, d. h. um 0,1 %; 

— in den neuen Bundesländern sanken sie von 
345 Mio. t auf 178 Mio. t, d. h. um 48,4 %. 

Für die Entwicklung der CO 2-Emissionen pro Kopf der 
Bevölkerung von 1987 bis 1993 ergeben sich folgende 
vorläufige Ergebnisse: 

— In Deutschland sanken sie von 13,6 t/E auf 11,0 t/E, 

— in den alten Bundesländern sanken sie von 11,7 t/E 
auf 10,9 t/E, 

— in den neuen Bundesländern sanken sie von 20,7t/E 
auf 11,3 t/E. 

Die Bundesregierung hat keine Zwischenziele für die 
CO2-Emissionen innerhalb des Zeitraums von 1987 bis 
2005 vorgegeben. Die Ergebnisse für die Jahre 1992 
und 1993 zeigen, daß das Maßnahmenbündel des CO 2

-

Minderungsprogramms weiterhin konsequent umge-
setzt werden muß. 
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Tabelle 1: 

Entwicklung der CO2-Emissionen (in Mio. t) in Deutschland im Zeitraum 1987 bis 1993 (gerundet) 

Alte Bundesländer 1987 1988 1989 1990 1991 1992 1 ) 1993 1 ) 

Summe energiebedingter 
CO2-Emissionen 715 704 686 705 739 728 716 

Prozeß-bedingte CO 2-Emissionen 19 20 21 22 22 22 22 

CO2-Emissionen GESAMT 734 724 707 727 761 750 738 

Neue Bundesländer 1987 1988 1989 1990 1991 1 ) 1992 1 ) 1993 1 ) 

Summe energiebedingter 
CO2-Emissionen 345 340 333 298 218 190 178 

Prozeß-bedingte CO2-Emissionen 8 8 8 6 3 3 3 

CO2-Emissionen GESAMT 353 348 341 304 221 193 181 

Deutschland (GESAMT) 1987 1988 1989 1990 1991 1 ) 1992 1 ) 1993 1 ) 

Summe energiebedingter 
CO2-Emissionen 1 060 1 044 1 019 1 003 957 918 894 

Prozeß-bedingte CO 2-Emissionen 27 28 29 28 25 25 25 

CO2-Emissionen GESAMT 1 087 1 072 1 048 1 031 982 943 919 

1) Vorläufige Angaben. 

Differenzen zu früheren Angaben sind auf neue Erkenntnisse und/oder verschiedene Rundungen durch unterschiedliche 
Aggregationsmethoden zurückzuführen. 

Quelle: Umweltbundesamt, Stand: Februar 1994. 

17. Mit welchen Maßnahmen (z. B. Finanz-, Technolo-
gie- und Know-how-Transfer) und in welchem 
Umfang hat die Europäische Gemeinschaft ver-
sucht, die Entwicklungsländer und die Länder in 
Mittel- und Osteuropa bei der Bewältigung der 
Klimaproblematik zu unterstützen, insbesondere 
im Hinblick darauf, daß die Europäische Gemein-
schaft im 5. Umweltaktionsprogramm die „umfas-
sende Verantwortung der Gemeinschaft und ihrer 
Mitgliedstaaten als einen der wichtigsten regio-
nalen Zusammenschlüsse der Welt" anerkannt 
hat? 

Die EU-Mitgliedstaaten führen bilateral eine Vielzahl 
von Projekten zur Zusammenarbeit mit den Entwick-
lungsländern (EL) sowie den mittel- und osteuropäi-
schen (MOE) und den neuen unabhängigen (NUS) 
Staaten durch, die dem Klimaschutz dienen. Auch die 
Bundesregierung führt eine Vielzahl von bilateralen 
und multilateralen Projekten auf der Basis bestehender 
Abkommen mit Entwicklungsländern sowie MOE- und 
NUS-Staaten durch, die Beiträge zum Klimaschutz 
liefern. 

Darüber hinaus hat sich die EU intensiv für Hilfe für 
diese Länder beim Klimaschutz, insbesondere auch 

durch Finanz-, Technologie- und Know-how-Transfer, 
eingesetzt: 

Bei der Hilfe für EL betrifft dies vor allem: 

— die Klimarahmenkonvention, die solche Hilfen 
explizit beinhaltet, sowie deren Umsetzung, 

— die im Juni 1992 in Rio de Janeiro bei der VN

-

Konferenz für Umwelt und Entwicklung (UNCED) 
verabschiedete Agenda 21, 

— die Einrichtung der VN-Kommission für nachhaltige 
Entwicklung (Commission on Sustainable Develop-
ment, CSD) zur Umsetzung und Fortentwicklung 
der Agenda 21 und der Walderklärung von Rio, 

— Verabschiedung eines Acht- Punkte-Programms 
durch die Staats- und Regierungschefs der EU im 
Juni 1992 in Lissabon zur Umsetzung der UNCED-
Ergebnisse, 

— EU-Programm für saubere und effiziente Energie 
für die Entwicklung („Clean and Efficient Energy 
for Development"). 
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Für die Finanzierung von Maßnahmen zur Umsetzung 
der Agenda 21 standen der EG 1993 aus verschiedenen 
Quellen insgesamt 770 Mio. ECU zur Verfügung, von 
denen 240 Mio. ECU für den ländlichen Umweltschutz, 
69 Mio. ECU für den Energiesektor und knapp 97 Mio. 
ECU für den Forstsektor vorgesehen waren. 

Bei der Hilfe für die MOE- und NUS-Staaten betrifft 
dies vor allem: 

— die auf Betreiben der EU 1991 verabschiedete und 
inzwischen von 51 Staaten unterzeichnete „Euro-
päische Energiecharta" und deren Umsetzung in 
Form des kurz vor dem Abschluß befindlichen Ener-
giecharta-Vertrags sowie dazugehörige Sonderab-
kommen (Protokolle) über „Energieeffizienz und 
Umweltaspekte" und über Kernenergie einschließ-
lich nukleare Sicherheit, 

— die Europäische Umweltministerkonferenz „Um-
welt für Europa" im April 1993 in Luzern mit der 
Verabschiedung des „Umweltaktionsprogramms 
von Luzern" für die MOE- und NUS-Staaten, 

— Programme der EU zur Unterstützung der MOE-  
und NUS-Staaten unter Einschluß des „PHARE"- 
und des „TACIS"-Programms. 

18. Reicht nach Meinung der Bundesregierung die 
Effizienzsteigerung im Bereich der Energieversor-
gung und des Verkehrs in der Europäischen Ge-
meinschaft aus, um die Gefahr einer Klimakata-
strophe abzuwenden? 

Die aus Gründen der Vorsorge ergriffene Klimaschutz-
politik der Bundesregierung erstreckt sich zum einen 
nicht ausschließlich auf die Begrenzung bzw. Reduk-
tion der energiebedingten CO 2-Emissionen, sondern 
umfaßt beispielsweise auch die Reduktion von FCKW

-
Emissionen. Zum anderen zielen weder die auf natio-
naler Ebene noch die auf EU-Ebene bereits in Kraft 
getretenen und die noch zu verabschiedenden CO 2

-

begrenzenden bzw. -vermindernden Maßnahmen aus-
schließlich auf die Effizienzsteigerung in den Berei-
chen Energieversorgung und Verkehr. Bundesregie-
rung und EU setzen im Rahmen ihrer CO 2-Minde-
rungs- bzw. -Stabilisierungspolitik sowohl auf die Stra-
tegie der Energieeffizienzsteigerung als auch auf die 
Strategie der Substitution kohlenstoffreicher durch 
kohlenstoffärmere und kohlenstofffreie Energieträger. 
Daraus leitet sich bereits ab, daß weder die Bundes-
regierung noch die EU der Auffassung sind, daß eine 
isolierte Strategie der Effizienzsteigerung in den Berei-
chen Energieversorgung und Verkehr einer effizien-
ten, vorsorgenden Klimaschutzpolitik gerecht wird. Im 
übrigen bedürfen Maßnahmen in der EU einer Ergän-
zung in anderen Industrieländern, aber auch in Ent-
wicklungsländern (Problem ist auch das Bevölkerungs-
wachstum), wenn der befürchteten Klimakatastrophe 
wirksam begegnet werden soll. 

II. SAVE-, ALTENER-Programme, erneuerbare Ener-
gien 

19. Mit welchem finanziellen Volumen sind die Pro-
gramme SAVE (Verbesserung der Energieeffi-
zienz) und ALTENER (Förderung erneuerbarer 
Energien) ausgestattet, und welche Impulse er-
wartet die Bundesregierung für den Klimaschutz 
in der EG? 

Für das Programm SAVE sind Haushaltsmittel in Höhe 
von 35 Mio. ECU für den Zeitraum von 1991 bis 1995 
sowie für das Programm ALTENER 40 Mio. ECU für 
den Zeitraum von 1993 bis 1998 vorgesehen. Die mit 
diesem Programm geförderten Maßnahmen können — 
eine erfolgreiche Durchführung letzterer vorausge-
setzt — zur Erreichung des CO 2-Stabilisierungsziels der 
Europäischen Union beitragen. Im übrigen wird auf die 
Antwort der Bundesregierung auf Frage 2 verwiesen. 

20. In welchem Zeitraum rechnet die Bundesregie-
rung mit der Verabschiedung von SAVE und der 
nationalen Umsetzung der vorgeschlagenen Maß-
nahmen wie 

— Einführung von Energieeffizienznormen im 
Bereich von Elektrogeräten, Autos und Gebäu-
den, Energieausweisen für Gebäude, Heiz-
kostenabrechnung auf Verbrauchsbasis, 
Wärmedämmung von Neubauten, 

— Durchführung von Hemmnisanalysen für die 
Steigerung der Energieeffizienz und 

— die Erprobung von Drittfinanzierungsmodellen 
für Effizienzinvestitionen? 

Welche Reduktionspotentiale bezüglich der Um-
weltemissionen besitzen nach Meinung der Bun-
desregierung die einzelnen, in SAVE geplanten 
Strategien? 

Die SAVE-Richtlinie, die im September 1993 verab-
schiedet wurde, verpflichtet die Mitgliedstaaten, bis 
Ende 1994 Programme im Zusammenhang mit Ener-
gieausweisen für Gebäude, verbrauchsabhängiger 
Heizkostenabrechnung, sog. Drittfinanzierungsmodel-
len im öffentlichen Sektor, Wärmedämmung von Neu-
bauten, Überprüfung von Heizkesseln und Förderung 
von Energiebilanzen in Unternehmen zu erstellen. 
Darüber hinaus wurden von den in der SAVE-Mittei-
lung der Kommission vom 30. Januar 1992 angespro-
chenen Bereichen die Wirkungsgrade von Heizkesseln 
und die Etikettierung von Haushaltsgeräten bereits 
durch Einzelrichtlinien geregelt. 

Die Mitgliedstaaten bestimmen nach dem Subsidiari-
tätsprinzip den Umfang der Programme zu den einzel-
nen Elementen der SAVE-Richtlinie auf der Grundlage 
potentieller Verbesserungen des Energienutzungs-
grads, des Kosten-Nutzen-Verhältnisses, der tech-
nischen Durchführbarkeit und der Umweltverträglich-
keit. Nach Artikel 1 der Richtlinie können die Pro-
gramme „Rechts- und Verwaltungsvorschriften sowie 
Wirtschafts- und Verwaltungsinstrumente, Aufklä-
rungs- und Erziehungsmaßnahmen und freiwillige 
Vereinbarungen sein" . 

Einige dieser Maßnahmen sind in Deutschland bereits 
durch bestehende Rechtsnormen umgesetzt. 
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Die Wärmedämmung von Neubauten ist durch die 
Wärmeschutzverordnung geregelt; in der bereits mit 
Zustimmung des Bundesrates beschlossenen Novellie-
rung dieser Verordnung werden die Anforderungen an 
den Wärmeschutz erhöht und ein Wärmebedarfsaus-
weis für Neubauten vorgeschrieben. 

Die verbrauchsabhängige Heizkostenrechnung wurde 
nach dem Vorbild der in der Bundesrepublik Deutsch-
land bereits seit 1981 bestehenden Verordnung über 
die verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz- und 
Warmwasserkosten in die Richtlinie aufgenommen. 
Die Überprüfung von Heizkesseln kann bereits durch 
die geltende 1. BImSchV als umgesetzt gelten. 

Mögliche Aktionen, um die Drittfinanzierung im 
öffentlichen Sektor stärker als bisher zu verbreiten, 
müssen noch im einzelnen zwischen den beteiligten 
Bundesressorts abgestimmt werden. Einer Ausdeh-
nung der Anwendung der Drittfinanzierung dürften 
nach ersten Überprüfungen keine unüberwindbaren 
Hindernisse entgegenstehen. Rechtliche Hindernisse 
bestehen in der deutschen Rechtsordnung unter Be-
achtung der in Artikel 8 der Richtlinie vorgesehenen 
Kriterien wie Kosten-Nutzen-Relationen nicht. 

Die Förderung der Drittfinanzierung im privatwirt-
schaftlichen Bereich ist nicht Gegenstand der SAVE

-

Richtlinie. Hier gilt nach Auffassung der Bundesregie-
rung, daß es Aufgabe der betroffenen Unternehmen 
und Verbände ist, die oft unzureichende Information 
über dieses Finanzierungsinstrument zu verbessern 
und ggf. Konzepte und Mustermodelle zu erarbeiten. 
Auch Energieagenturen der Länder tragen dazu bei, 
die Informationsarbeit in diesem Bereich zu intensivie-
ren und bieten in Einzelfällen selbst Drittfinanzierun-
gen an. 

Eine Förderung der Erstellung von Energiebilanzen 
erfolgt ebenfalls bereits seit Jahren im Rahmen der 
„Förderung der Beratung kleiner und mittlerer Unter-
nehmen über Maßnahmen zur Energieeinsparung" 
und sog. „Energieberatungshandbücher" besonders 
energieintensiver Branchen. Die Handbücher sollen 
Unternehmens- und Bet riebsleitern sowie externen 
Energieberatern von mittelständischen Unternehmen 
energieintensiver Branchen Hilfen zur Erstellung von 
Energiebilanzen und damit Möglichkeiten zu weiteren 
Energie- und Betriebskosteneinsparungen geben. 

Die Durchführung von Hemmnis-Analysen zur Steige-
rung der Energieeffizienz und die Einführung von 
Energieeffizienznormen im Bereich von Elektrogeräten 
und Autos ist in der Richtlinie nicht vorgesehen. Ein-
zelne Projekte und Studien können dagegen im Rah-
men des SAVE-Programms finanziell gefördert wer-
den. 

Von einem ursprünglich vorgesehenen Vorschlag zur 
Überprüfung der CO 2-Emissionen bereits zugelassener 
Kraftfahrzeuge hat die Kommission abgesehen, nach-
dem deutlich wurde, daß neben erheblichen physika-
lisch-technischen Problemen insbesondere auch un-
vertretbar große zusätzliche Kostenbelastungen auf die 
Verbraucher zugekommen wären. 

Die Einzelrichtlinie zu den Heizkesseln ist in Deutsch-
land vor allem durch die Novellierung der Heizungs-
anlagenverordnung umgesetzt. 

Für Haushaltsgeräte hat der EG-Rat im September 
1992 eine Rahmenrichtlinie verabschiedet, wonach be-
stimmte Geräte mit einem Etikett und Datenblatt mit 
Informationen über ihren spezifischen Energiever-
brauch versehen sein müssen. Gegenwärtig arbeitet 
die Kommission in Zusammenarbeit mit den Mitglieds-
ländern an Durchführungsrichtlinien für einzelne Ge-
rätetypen. Eine Durchführungsrichtlinie für Kühl- und 
Gefriergeräte wurde inzwischen von der Kommission 
verabschiedet. Zur Umsetzung der Rahmenrichtlinie 
und der Durchführungsrichtlinien muß in Deutschland 
eine eigenständige Rechtsgrundlage geschaffen wer-
den. 

Eine quantifizierbare Aussage über die Reduktions-
potentiale der einzelnen Elemente des SAVE-Pro-
gramms kann nicht getroffen werden. 

21. Mit welchem finanziellen Volumen sind die Pro-
gramme THERMIE und JOULE ausgestattet, und 
welche Bedeutung mißt die Bundesregierung den 
Programmen bei? 

Das Programm THERMIE ist mit Haushaltsmitteln in 
Höhe von 700 Mio. ECU für den Zeitraum von 1990 bis 
1994, das Programm JOULE mit ca. 260 Mio. ECU für 
die Jahre 1991 bis 1994 ausgestattet. Diese Pro-
gramme, deren Ziel die Förderung von Forschung, 
Entwicklung, Demonstration und Verbreitung von 
neuen Energietechnologien ist, können einen wir-
kungsvollen Beitrag zur rationellen Energieverwen-
dung sowie Nutzung erneuerbarer Energien leisten 
und ergänzen insofern nationale Programme. 

22. Welche Marktanteile werden nach Ansicht der 
Bundesregierung die Solarenergie und andere er-
neuerbare Energien in einem dauerhaften euro-
päischen Energiesystem in den Jahren 2000, 2025 
und 2050 haben? 

Die mittel- und langfristig in Europa für erneuerbare 
Energien erzielbaren Marktanteile hängen neben den 
rein marktbestimmten Rahmenbedingungen auch von 
den politisch zu gestaltenden Rahmenbedingungen ab. 
Für die Entwicklung der Energiepreise ist wiederum 
u. a. von Einfluß, in welchem Maße verstärkt externe 
Kosten der Energieerzeugung internalisiert werden 
können (z. B. mit Hilfe der vorgesehenen CO 2-/Ener-

giesteuer). 

Aus ordnungspolitischen Erwägungen verzichtet die 
Bundesregierung auf die Erstellung eigener Energie-
prognosen. Sie will damit den Eindruck planwirtschaft-
licher Vorgaben für die Wirtschaft vermeiden. Aus den 
gleichen Gründen kommentiert sie auch einzelne Er-
gebnisse wissenschaftlicher Institute über die Entwick-
lung und die Marktchancen unterschiedlicher Energie-
träger nicht. 
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23. Was sind nach Ansicht der Bundesregierung die 
entscheidenden Hindernisse für eine stärkere 
Ausweitung der Solarenergie in der EG und der 
Bundesrepublik Deutschland? 

Die stärkere Ausweitung der Nutzung der Solarener-
gie und anderer erneuerbarer Energiequellen wird in 
der EU und Deutschland durch Parameter einge-
schränkt, die teilweise technologiespezifisch sind und 
teilweise durch die sonstigen Rahmenbedingungen 
des Einsatzes bestimmt werden. 

Zu den technologieabhängigen Parametern gehören 
z. B. für Solaranlagen die im Verhältnis zur herkömm-
lichen Energieerzeugung hohen spezifischen Investi-
tionskosten, die durch große Sammlerflächen wegen 
der geringen Energiedichte der Sonnenstrahlung be-
gründet sind. In Einzelfällen treten auch zusätzliche 
Kosten für Einrichtungen zum Ausgleich von Angebot 
und Nachfrage auf (Speicher). 

Aus Rahmenbedingungen resultierende Hemmnisse 
sind 

— ökonomischer Art, wie niedrige Preise der Konkur-
renzenergieträger und fehlende vollständige Inter-
nalisierung externer Kosten; 

— administrativer Art, wie unzureichende Berücksich-
tigung der aktiven und passiven Nutzung der Son-
nenenergie bei der Bauleitplanung, lange Geneh-
migungszeiten, häufig fehlende Abstimmung der 
Genehmigungskriterien; 

— infrastruktureller Art, wie Integration in bestehende 
Versorgungsstrukturen, unzureichende Information 
und Beratung der Anwender sowie unzureichende 
Aus- und Fortbildung bei den entscheidenden Be-
rufsgruppen wie Planungs- und Genehmigungsper-
sonal, Architekten, Techniker, Ingenieure, Hand-
werker; 

— sozioökonomischer Art, wie Marktverhalten, feh-
lende Akzeptanz in Einzelfällen, fehlende Kenntnis 
und mangelnde Einstellung auf die Besonderheiten 
der Nutzung erneuerbarer Energien, so z. B. zeitlich 
schwankende Verfügbarkeit usw. 

Die Bundesregierung setzt sich seit Jahren mit einer 
Reihe von Maßnahmen für die Verbeserung der Rah-
menbedingungen für einen stärkeren Eintritt der 
erneuerbaren Energiequellen in den Markt Deutsch-
lands, der EU und auch der Entwicklungsländer ein. 

Um diese vielfältigen Hemmnisse abzuschwächen 
bzw. abzubauen, bedarf es Anstrengungen auf kom-
munaler, Länder-, Bundes- und EU-Ebene. Die Bun-
desregierung ist der Auffassung, daß die Mobilisierung 
der erneuerbaren Energiequellen nicht nur eine staat-
liche Verantwortung und Verpflichtung ist. Sie ist vor 
allem auch eine Aufgabe der Energiewirtschaft und 
der Industrieunternehmen. Notwendig sind auch eine 
breitere gesellschaftliche Akzeptanz und die Be-
reitschaft vieler Energieverbraucher, Verbrauchs-
gewohnheiten zu ändern. 

24. In welchem Umfang und mit welchen Program-
men wird z. Z. in der EG und den Mitgliedstaaten 
die Forschung bzw. die Markteinführung im Be-
reich der erneuerbaren Energien, der fossilen 
Energien und der atomaren Energien gefördert? 

Die Europäische Kommission fördert Forschung, Ent-
wicklung und Demonstration von Energietechnologien 
in mehreren Programmen. Die Programme haben un-
terschiedliche Laufzeiten. Da die Programme noch 
nicht abgeschlossen sind, können sich die angege-
benen Förderbeträge noch ändern. 

Das Forschungsprogramm der EU für nichtnukleare 
Energietechnologie JOULE hat eine Laufzeit von 1991 
bis 1994 bei einer Ausstattung von insgesamt 260 Mio. 
ECU. Etwa 30 % der Mittel werden für Technologien 
zur Nutzung fossiler Energieträger aufgewendet. 

Das Demonstrationsprogramm für nichtnukleare Ener-
gietechnologien THERMIE verfügt im Zeitraum von 
1990 bis 1994 über etwa 700 Mio. ECU, die in gleichen 
Anteilen auf die Bereiche erneuerbare Energieträger, 
Energieeinsparung, feste Brennstoffe und Kohlenwas-
serstoffe aufgeteilt sind. Ca. 10 % der Mittel werden für 
Markteinführung/Verbreitung der Kenntnisse einge-
setzt. 

Zur Vergrößerung des Marktanteils erneuerbarer 
Energieträger dient das Programm ALTENER mit 
40 Mio. ECU für 1993 bis 1997. Das Programm SAVE 
für eine effiziente Energienutzung verfügt für die Jahre 
1991 bis 1995 über 35 Mio. ECU. 

Für Forschung zu Strahlenschutz und nuklearer 
Sicherheit stehen für 1990 bis 1994 36 Mio. ECU bereit, 
hinzu kommen 162 Mio. ECU für die „Gemeinsame 
Forschungsstelle" (Forschungszentren Ispra/Italien, 
Mol/Belgien, Petten/Niederlande und Karlsruhe/ 
Deutschland). 

Das Forschungsprogramm zur kontrollierten Kern-
fusion ist von 1981 bis 1994 mit 570 Mio. ECU ausge-
stattet. Demonstrationsprogramme für den Bereich 
Kernenergie gibt es auf EG-Ebene nicht. 

25. Sind der Bundesregierung Lösungsansätze für fol-
gende Problemfelder im Zusammenhang mit den 
Energiebinnenmarktrichtlinien bekannt: 

Wie wird ermittelt bzw. überprüft, ob in einem 
Netzwerk noch genügend Kapazitäten zur Durch-

leitung der Energie gemäß dem Third Party 
Access vorhanden sind? 

Wie sollen die Preise für die Durchleitung kontrol-
liert werden? 

Wer soll diese Aufgaben wahrnehmen? 

Wie hoch werden die Kosten dieser Kontrollen 
sein? 

Ob freie Netzkapazität besteht, ist eine technische 
Frage und wird nach technischen Kriterien, insbeson-
dere Lastflußrechnungen ermittelt. Die Frage des 
Third-Party-Access wird im Rahmen der Energiebin-
nenmarktrichtlinien derzeit noch diskutiert, so daß 
keine abschließenden Aussagen möglich sind. 
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Die Preise für die Durchleitung unterliegen der kartell-
rechtlichen Mißbrauchsaufsicht, für die die Kartell-
behörden zuständig sind. 

Verwaltungskosten können entstehen, wenn die Kar-
tellbehörden eingreifen. Diese Kosten lassen sich ab-
strakt nicht quantifizieren. 

26. Wie beurteilt die Bundesregierung den Wider-
spruch zwischen den Energiebinnenmarktricht-
linien und den Plänen für eine CO 2-/Energie-
steuer? 

Werden sich die beiden Strategien nach Einschät-
zung der Bundesregierung in ihren Wirkungen 
nicht zumindest teilweise kompensieren? 

Wird die Bundesregierung den Energiebinnen-
marktrichtlinien ohne eine Verabschiedung der 
CO2-/Energiesteuer zustimmen? 

Welche Änderungsvorschläge wird die Bundes-
regierung machen? 

Beide Maßnahmen haben unterschiedliche Effekte, so 
daß zwischen ihnen im Ergebnis kein Widerspruch be-
steht. Die Vollendung des Binnenmarktes zielt auf lei-
stungsfähige Versorgungsunternehmen, die von den 
Verbrauchern leistungsgerechte Preise fordern. Die 
Verbraucher sind dann von unnötigen Kosten weniger 
effizienter Unternehmen entlastet. Die CO 2-/Energie-
steuer zielt demgegenüber auf Energieeinsparung, 
Effizienzsteigerung und damit auf die Anlastung von 
(externen) Kosten für die Vermeidung und Verminde-
rung von Umweltschäden durch eine Belastung des 
Energieverbrauchs ab. Da die CO 2-/Energiesteuer 
nicht im nationalen Alleingang eingeführt werden soll, 
ist sie insoweit wettbewerbsneutral. 

Die Bundesregierung macht die Verabschiedung der 
CO2-/Energiesteuer nicht zur Vorbedingung für die 
Verabschiedung der Binnenmarktrichtlinien. Sie ist 
aber bemüht, beide Maßnahmen in einem zeitlichen 
Zusammenhang zu halten. 

Darüber hinaus sieht der Richtlinienvorschlag zum 
Elektrizitätsbinnenmarkt flankierende umweltpoli-
tische Instrumente vor. 

Die Bundesregierung wünscht eine zügige Beratung 
und Verabschiedung der Binnenmarktrichtlinien. Sie 
sollen europaweit brancheninternen Wettbewerb bei 
Strom und Gas bringen. Änderungsvorschläge der 
Bundesregierung zielen auf Präzisierungen, die bei 
Beachtung des Grundsatzes der Subsidiarität eine 
gleichgewichtige Regelung in allen Mitgliedstaaten 
sicherstellen; gleichzeitig gilt es, unnötige Reglemen-
tierungen zu vermeiden und die Richtlinien auf die 
wirklich notwendigen grundlegenden Regelungen zu 
beschränken. 

27. Wie verhalten sich die Strompreise in Europa im 
Vergleich zu Japan und den USA in Industrie, 
Haushalt und Kleinverbrauch, und welche Bedeu-
tung hat dies für die internationale Wettbewerbs-
fähigkeit? 

Bei der Darstellung internationaler Strompreisverglei-
che stellt sich zunächst die Frage, auf welcher Grund-
lage der Vergleich erfolgen soll. Zwei Vergleichsmaß-
stäbe stehen im wesentlichen zur Auswahl: Kaufkraft-
paritäten und Wechselkurse. Dem nachfolgenden Ver-
gleich wurde die Umrechnung der Preise in DM an-
hand der jeweils geltenden Umrechnungskurse 
zugrunde gelegt. 

Um vergleichbare Preise zu erhalten, müssen auch die 
Preisunterschiede in den verschiedenen Verbraucher-
gruppen berücksichtigt werden. Deshalb wird in dem 
Preisvergleich nach unterschiedlichen Abnahmefällen 
unterteilt. Schwierig ist es jedoch, die Preise aus spezi-
fischen Verträgen zu beachten, die mit einigen indu-
striellen Großverbrauchern vereinbart wurden, die 
weder offiziellen noch bekanntgegebenen Preisen ent-
sprechen. Deshalb sind solche statistischen Vergleiche 
immer unvollständig. 

Ein weiteres Problem sind die direkten und indirekten 
Steuern, die zwischen den Ländern nicht harmonisiert 
sind. Schließlich gilt es auch zu berücksichtigen, ob 
große Elektrizitätsunternehmen etwa mit umfangrei-
chen staatlich verbürgten Krediten ausgestattet sind 
oder ob sie — wie die deutschen Energieversorgungs-
unternehmen — langfristig kostendeckend arbeiten 
und Erträge erwirtschaften. 

I. Veröffentliche Industriestrompreise 

1. Die im Auftrag des Bundesministerium für Wirt-
schaft erstellte Studie über „Internationale In-
dustriestrompreise" von 1992 mit Preisangaben 
für 1990 ergibt, daß Deutschland und Japan im 
Vergleich zu den anderen EG-Mitgliedstaaten 
und anderen OECD-Ländern zu den Ländern 
mit den höchsten Industriestrompreisen gehört. 
Unterschieden nach Abnehmergruppen stellt 
sich die Situation wie folgt dar: 

Kleine Industrieabnehmer zahlen in Deutsch-
land international die höchsten Strompreise (ca. 
26 Pf/kWh; Preise vor Steuern und Abgaben). In 
Belgien und Japan liegen die Preise um ein 
Fünftel niedriger als in Deutschland. In den 
Niederlanden, Frankreich, England und Italien 
liegen die Preise ca. einhalb bis ein Drittel 
niedriger. 

Die veröffentlichten Preise für Großkunden sind 
am höchsten in Deutschland (ca. 12 Pf/kWh), 
Spanien und Portugal. Sie liegen rund 40 % 
höher als in Frankreich und mehr als 10 % 
höher als in England und Japan. 

2. Die Strompreise in Europa mit denen in Japan 
und USA zu vergleichen, bereitet erhebliche 
Schwierigkeiten, da die Strompreise in der 
Europäischen Gemeinschaft und in den USA 
von Region zu Region sehr unterschiedlich sind. 
In Japan dagegen sind die regionalen Unter-
schiede geringer. 

Japan hat zusammen mit Spanien, Deutschland 
und den Neuenglandstaaten in den USA das 
höchste Strompreisniveau der Welt. Die japani- 
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sehe Großindustrie zahlt etwa 11 Pf/kWh, das 
Kleingewerbe zwischen 20 und 22 Pf/kWh. 

Wie eingangs schon erwähnt, gibt es in den 
Vereinigten Staaten eine breite Streuung der 
Industriestrompreise. Die Preise bewegen sich 
für Kleinstabnehmer zwischen deutschem und 
japanischem Niveau in Neuengland (19 bis 
23 Pf/kWh für 100 kWh-Kunden) bis zu sehr 
niedrigen Werten im Süden und in der Mitte der 
USA (8 bis 13 Pf/kWh). Großkunden zahlen im 
Nordosten etwa 10,5 bis 15 Pf/kWh und im Rest 
der USA zwischen 6 und 9 Pf/kWh. 

Erzeuger von Strom aus Wasserkraft im Nord-
westen können ihren Kunden den Strom für 
4 bis 5 Pf/kWh anbieten. 

II. Strompreise für Tarifabnehmer 

Der internationale Strompreisvergleich für Tarifab-
nehmer (Preise ohne Steuern und Abgaben) ergibt 
folgendes Ergebnis (Quelle: UNIPEDE, 1990): 

Ebenso wie bei den Industriestrompreisen zählt 
Deutschland zu den Ländern mit den höchsten 
Haushaltsstrompreisen. Höhere Strompreise 
haben Japan, Italien und Belgien. 

Der Vergleich erfolgte für den Abnahmefall von 
3 500 kWh/Jahr, der dem Durchschnittsverbrauch 
der Haushalte im früheren Bundesgebiet von 3 583 
kWh/Jahr fast genau entspricht. Zwischen Haus-
halts- und Industriestrompreisen zeigt der Ver-
gleich eine weitgehend internationale Einheitlich-
keit. Ein Haushalt mit einem Jahresverbrauch von 
3 500 kWh zahlt einen etwa eineinhalb bis zweimal 
so hohen Strompreis wie ein Zehn-MW-Industrie-
kunde. Nur wenige Länder (Italien, Belgien, 
Japan) zeigen eine größere Preisdifferenzierung 
zugunsten der Industrie. In Frankreich werden die 
Haushalte relativ zur Industrie etwas stärker bela-
stet als in Deutschland. 

III. Auswirkungen der Strompreise auf die internatio-
nale Wettbewerbsfähigkeit 

Der Wirtschaftsstandort Deutschland ist u. a. von 
einer kostengünstigen, umweltverträglichen und 
sicheren Energieversorgung abhängig. Die Strom-
preise sind ein wichtiger Standortfaktor. 

Die deutschen Industrieunternehmen sind mit 
Stromkosten belastet, die im internationalen Ver-
gleich überdurchschnittlich hoch sind. 

Die sich daraus ergebenden Standortnachteile 
können in Einzelfällen die Ansiedlung neuer Indu-
strien beeinträchtigen bzw. mitentscheidend sein 
für die Verlagerung bestimmter Produktionszwei-
ge in andere Länder mit günstigeren Industrie-
strompreisen. 

28. Wie wird sich der angestrebte Energiebinnen-
markt auf die Energiepreise für Klein- und Groß-
abnehmer auswirken? 

Teilt die Bundesregierung die Prognose des Insti-
tutes für Europäische Umweltpolitik, daß der 
Energiepreis für Großabnehmer sich im Binnen-
markt um bis zu 20 Prozent reduzieren wird? 

Falls nein, welche Preisentwicklung prognostiziert 
die Bundesregierung? 

Mit der Vollendung des europäischen Binnenmarktes 
auch im Bereich der leitungsgebundenen Energien soll 
im Strom- und Gasmarkt der Gemeinschaft der Wett-
bewerb intensiviert werden. Erfahrungsmäß führt 
mehr Wettbewerb zu einer stärkeren Nutzung von 
Rationalisierungspotentialen und im Ergebnis zu gün-
stigeren Preisen für die Bereitstellung von Energie. 

Eine pauschale Abschätzung der Auswirkungen des 
Energiebinnenmarktes auf die Energiepreise läßt sich 
allerdings nicht vornehmen. Darüber hinaus erstellt die 
Bundesregierung aus ordnungspolitischen Gründen 
keine Prognosen über die künftige Energieverbrauchs- 
oder Energiepreisentwicklung. Sie nimmt deshalb 
auch nicht zu quantitativen Abschätzungen von Pro-
gnosen anderer Institutionen Stellung. 

29. Welche Auswirkungen werden nach Ansicht der 
Bundesregierung sinkende Energiepreise auf die 
Innovationstätigkeit und die Marktdurchsetzung 
regenerativer Energieträger und die Ausnutzung 
technisch vorhandener Energiesparpotentiale 
haben? 

Die gegenwärtig auf dem Weltmarkt vorherrschenden 
Energiepreise erschweren innovativen Techniken für 
rationelle Energieverwendung und erneuerbaren 
Energien den Markteintritt, weil die Einsparung einer 
Nutzenergiemenge oder ihrer Erzeugung aus erneuer-
baren Energien zumeist noch teurer ist, als ihre Bereit-
stellung aus herkömmlichen Energieträgern. 

Die Bundesregierung steuert in Übereinstimmung mit 
der EU dieser Wirkung niedriger Energiepreise ent-
gegen, auch um die technisch vorhandenen Potentiale 
zur Energieeinsparung und Nutzung erneuerbarer 
Energien besser auszuschöpfen. Sie unterstützt die 
Anstrengungen zur Internalisierung externer Kosten 
der Energieerzeugung, wodurch Energieeinsparung 
und erneuerbaren Energien eine bessere Wettbe-
werbssituation verschafft würde (siehe CO 2-/Energie-
steuer). Die Bundesregierung fördert gleichzeitig die 
Forschung, Entwicklung, Demonstration und Anwen-
dung, um damit eine verbesserte Konkurrenzfähigkeit 
für diese innovativen Techniken zu erreichen. Die Bun-
desregierung hat im übrigen bereits umfangreiche 
Maßnahmen ergriffen, um die Voraussetzungen für 
eine verstärkte Nutzung dieser Technologien zu ver-
bessern. 

30. Wird die Modulation der CO2-/Energiesteuer zu 
einer Bevorzugung der Atomenergie führen? 

Stimmen die Schätzungen, daß im Jahr 2000 die 
Steuer für Atomstrom bei 41 DM (1993: 12 DM) 
und bei Steinkohle bei 89 DM (1993: 27 DM) 
liegen wird? 
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Die von der EG-Kommission vorgeschlagene kombi-
nierte CO2-/Energiesteuer belastet die verschiedenen 
Energieträger in Abhängigkeit von den jeweiligen 
CO2-Emissionen einerseits und dem Energiegehalt 
andererseits. Wie bereits in der Antwort der Bundesre-
gierung auf die Frage 10 der Großen Anfrage der 
Fraktion der SPD „Umsetzung der Empfehlungen der 
Enquete-Kommission ,Vorsorge zum Schutz der Erd-
atmosphäre durch die Bundesregierung" (Drucksache 
12/4280 vom 5. Februar 1993) zum Ausdruck gebracht 
wurde, ist die Bundesregierung nicht der Auffassung, 
daß der in den Kernkraftwerken erzeugte Strom durch 
diese Form der Ausgestaltung der geplanten CO 2-/ 
Energiesteuer besonders bevorteilt wird. 

Die Frage nach den steuerlichen Belastungen des 
Stroms aus Kernkraftwerken einerseits und der Stein-
kohle andererseits im Falle der Realisierung des Vor-
schlags der Europäischen Kommission wurde bereits in 
der Antwort auf die Frage 11 der Großen Anfrage der 
Fraktion der SPD „Umsetzung der Empfehlungen der 
Enquete-Kommission ,Vorsorge zum Schutz der Erdat-
mosphäre' durch die Bundesregierung" (Drucksache 
12/4280 vom 5. Februar 1993) mitbeantwortet. Auf 
diese Antwort wird verwiesen. 

31. Wie hoch liegen die direkten und indirekten ener-
gieverbrauchsfördernden Subventionen in der EG 
und den Mitgliedstaaten für die Bereiche Woh

-

nungsbau, Straßenbau, Landwirtschaft und ato-
mare und fossile Energieversorgung? 

Wie hoch sind die Subventionen in den Bereichen 
Energiesparen und erneuerbare Energien? 

Über die Beihilfen der EU-Mitgliedsländer in den Be-
reichen Industrie, Landwirtschaft, Kohle und Transport 
berichtet die Europäische Kommission alle zwei Jahre 
in einem Beihilfenweißbuch (zuletzt das Beihilfen-
weißbuch 1992). Da für die einzelnen Programme im 
Beihilfenweißbuch keine Beschreibung oder Wir-
kungsanalyse vorliegt, läßt sich nicht erkennen, 
welche Beihilfen in den anderen EU-Ländern den 
Energieverbrauch fördern und ob Beihilfen zum Ener-
giesparen und für erneuerbare Energien gewährt 
werden. 

Im Subventionsbericht der Bundesregierung wird bei 
den einzelnen Steuervergünstigungen und Finanzhil-
fen des Bundes nicht untersucht, welche Wirkungen 
diese Maßnahmen für den Energieverbrauch haben. 
Insofern läßt sich aus dem Subventionsbericht nicht 
ableiten, welche deutschen Subventionen den Ener-
gieverbrauch fördern. 

Die Finanzhilfen und Steuervergünstigungen in den 
Bereichen Energiesparen und erneuerbare Energien, 
die im 14. Subventionsbericht enthalten sind, werden 
in den beigefügten Übersichten dargestellt. 

Steuervergünstigungen Energiesparen und erneuerbare Energien im Subventionsbericht 

Maßnahme (Rechtsgrundlage) Zielsetzung Befristung Steuerminderungseinnahmen 
in Mio. DM 

1992 1993 1994 

1 Erhöhte Absetzungen für bestimmte Wärme- und 31. Dezember 
Energiesparmaßnahmen an Gebäu- Lärmschutz; För- 1991 
den (§ 82 a EStDV) derung von 

Windkraft- und 
Biogasanlagen 
sowie umwelt- 
freundlichen 
Heizungs- und 
Warmwasser- 
anlagen 470 450 440 

2 Gewährung einer Investitionszulage Förderung von 31. Dezember 
von 7,5 % für bestimmte Energiespar- betrieblichen 1989 mit Über- 
maßnahmen (§ 4 a InvZulG) Investitionen zur gangsregelung 

Energieein- 
sparung 107 20 — 

3 Steuerliche Begünstigung von Förderung aus 31. Dezember 
Wasserkraftwerken (§ 5 der VO über energiepoli- 1990/2010 
die steuerliche Begünstigung von tischen Gründen 5 5 5 
Wasserkraftwerken) 

4 Steuerermäßigung für Gasöl u. a. bei Förderung der unbefristet 
Verwendung von Antrieb von Gastur- Einführung 
binen und Verbrennungsmotoren energiesparen- 
(§ 3 Abs. 3 MinöStG) der Technologie — — — 
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Finanzhilfen Energiesparen und erneuerbare Energien im Subventionsbericht *) 

Bezeichnung Zielsetzung Befristung 1992 1993 1994 

1 Förderung der Beratung von Verbrau- Erleichterung — 
chern und Unternehmen über Ener- der Energie- 

gieeinsparung einsparung 11,0 13,0 14,5 

2 Förderung der Sanierung von Fern- Sanierung der 31. Dezember 

wärmeanlagen Fernwärmever- 1995 
sorgungs- 
anlagen 149,3 150,0 150,0 

3 Zuschüsse zum Bau von Kohleheizkraft- Beschleunigter Abwicklung bis keine 

werken und zum Ausbau der Fern- Ausbau der Ende 1993 Angaben 
wärmeversorgung Fernwärme 4,7 — 

4 Fördermaßnahme „250 MW Wind" Großexperiment 31. Dezember 
Betriebskostenzuschuß zur Erprobung 1995/ 6,5 14,2 20,0 

Investitionszuschuß der Windenergie ca. 2007 9,9 10,7 12,0 

*) Ist-Ergebnis 1993 für Nr. 3: 2,4 Mio. DM. Die sonstigen Ist-Ergebnisse weichen geringfügig von den Angaben im 
14. Subenventionsbericht ab. 
Soll-Ansatz 1994 für Nr. 1: 13,0 Mio. DM. 

32. Welche Auswirkungen hat der Energiebinnen-
markt auf das deutsche Stromeinspeisungsgesetz? 

Das Stromeinspeisungsgesetz verpflichtet deutsche 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen, Strom aus 
erneuerbaren Energien zu Mindestpreisen abzuneh-
men. Deutsche Versorgungsunternehmen sehen im 
EU-Vergleich in dem Gesetz eine einseitige Belastung. 
Wie bereits bei Verabschiedung des Stromeinspei-
sungsgesetzes angekündigt, wird das Bundesministe-
rium für Wirtschaft Ende 1994/Anfang 1995 einen 
Bericht zu den Auswirkungen des Stromeinspeisungs-
gesetzes an den Deutschen Bundestag erstellen, in 
dem auch auf die Binnenmarktaspekte eingegangen 
werden soll. 

III. Verkehr 

33. Mit welchen Strategien und in welchem Zeithori-
zont läßt sich nach Meinung der Bundesregierung 
eine Entkoppelung von Verkehrszuwachs und 
Wirtschaftswachstum verwirklichen? 

Für die Wirtschaft bietet der Verkehr eine wesentliche 
und notwendige Servicefunktion an. Der Verkehr er-
möglicht den Austausch von Gütern und Dienstleistun-
gen und damit letztlich die Arbeitsteilung. Wirtschaft 
und Verkehr sind daher eng miteinander verbunden. 
Mit dem Anstieg der Güterproduktion in den zurück-
liegenden Jahrzehnten ist dementsprechend auch die 
Güterverkehrsleistung gestiegen. 

Die Politik der Bundesregierung strebt die umwelt-
gerechte Sicherung der Mobilität von Personen und 
Gütern an. Sie setzt dazu auf ein integriertes Gesamt-
verkehrskonzept, in dem die verschiedenen Verkehrs-
träger ihre jeweiligen Vorteile besser zur Geltung brin-
gen können und das die jeweils umweltfreundlichere 
Durchführung der Verkehrsbedürfnisse ermöglicht. Im 

übrigen ist es unabdingbar notwendig, daß auch die 
Wirtschaft ihren Beitrag zur Vermeidung von Verkehr 
und zur Verlagerung auf umweltfreundlichere Ver-
kehrsträger leistet. 

34. Hält die Bundesregierung es für möglich, mittel

-

bis langfristig die mit dem wachsenden Individu-
alverkehr zusammenhängenden Probleme — unter 
anderem die Klimaproblematik — zu lösen? 

Teilt sie die Auffassung, daß dafür eine neue 
Raumordnung, die Entwicklung verkehrsarmer 
Strukturen und das Wirtschaften mit weniger Ver-
kehr notwendig sind? 

Die Bundesregierung ist der Ansicht, daß die mit dem 
wachsenden Individualverkehr zusammenhängenden 
Probleme — unter anderem die Klimaschutzproblema-
tik — lösbar sind. Allerdings müssen angesichts der 
steigenden Belastungen und deren Folgen die Be-
mühungen um Abhilfe verstärkt werden. 

Die Verkehrspolitik setzt dazu auf folgende Strategien: 

— Vermeiden von Verkehr, 

— Technische Verbesserungen, 

— Information und Aufklärung, 

— Verlagerung auf umweltfreundlichere Verkehrs-
träger. 

Dazu werden marktwirtschaftliche und ordnungsrecht-
liche Instrumente angewandt. 

Neben den zuvor genannten Strategien muß auch 
durch eine vorausschauende Berücksichtigung der 
Wechselwirkungen zwischen Verkehr und Raumord-
nung sowie Siedlungsstruktur bereits die Entstehung 
von Verkehr vermieden werden. Diese Gesichtspunkte 
spielen eine wesentliche Rolle im Raumordnungspoli-
tischen Orientierungsrahmen des Bundesministeriums 
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für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau, der Per-
spektiven, Leitbilder und Strategien für die räumliche 
Entwicklung des Bundesgebietes darstellt. Auf der 
Grundlage des Raumordnungspolitischen Orientie-
rungsrahmens werden gegenwärtig im Rahmen der 
Ministerkonferenz für Raumordnung Vorschläge für 
handlungsorientierte Maßnahmen erarbeitet. 

35. Welche Konzepte für eine derartige Neuordnung 
von Mobilität verfolgt die Bundesregierung natio-
nal und EG-weit, welche Konzepte sind in der Ent-
wicklung, wann ist mit ihrer Umsetzung zu rech-
nen, und wo werden sie erprobt? 

Wie bereits in der Beantwortung zur Frage 33 ange-
sprochen, verfolgt die Bundesregierung das Ziel einer 
umweltgerechten Sicherung der Mobilität von Perso-
nen und Gütern. 

Im Rahmen eines integrierten Gesamtverkehrskonzep-
tes wird ein Bündel zeitlich abgestimmter, unterschied-
licher Maßnahmen zur Erreichung dieses Ziels einge-
setzt. 

Diese sind im einzelnen: 

— Vorrangiger Ausbau der Schieneninfrastruktur, 

— Strukturreform der Bahn, 

— Entlastung der Straße durch Binnenschiffahrt und 
Küstenschiffahrt, 

— systematische Vernetzung der einzelnen Verkehrs-
träger durch Ausbau des kombinierten Verkehrs, 
die Errichtung von Güterverkehrszentren sowie den 
Ausbau der Binnenhäfen, 

— Einsatz moderner Systeme der Datenerfassung, der 
Kommunikations-, Leit- und Informationstechnik 
zur besseren Steuerung des Verkehrs im Netz 
(Telematik), 

— mittelfristige Einführung von automatisch erhobe-
nen, streckenbezogenen Straßenbenutzungsge-
bühren, 

— Deregulierung des Güterverkehrsmarktes durch 
das Gesetz zur Aufhebung der Tarife im Güterver-
kehr mit dem Ziel der Vermeidung von Leerfahrten 
und der besseren Auslastung der eingesetzten Last-
kraftwagen, 

— ordnungsrechtliche Vorgaben zur Schadstoff- und 
Geräuschreduzierung des Straßengüterverkehrs. 

36. Welche Bedeutung haben nach Meinung der Bun-
desregierung die Programme DRIVE, EURET, 
PROMETHEUS, SAST im Hinblick auf den Klima-
schutz? 

Im Rahmen der Europäischen Forschungsprogramme 
DRIVE und PROMETHEUS sollen durch den Einsatz 
moderner Informations- und Telekommunikations-
technologien die Kraftfahrer unterstützt und die Wir-
kung von Verkehrsleitsystemen optimiert werden. 

Hierzu zählen z. B. die Verbesserung des Verkehrs-
funks mittels des Radio-Data-Systems, Bakensysteme 
zur Übermittlung von Verkehrsinformationen und An-
lagen auf der Basis des Mobilfunks. Durch die damit 
erreichbare geringere Zahl unfallbedingter Staus und 
die Verstetigung des Verkehrsflusses lassen sich 
Kraftstoffverbrauch, Lärm- und Schadstoffemissionen 
vermindern (bezogen auf die derzeitige Fahrleistung), 
womit auch zum Klimaschutz beigetragen wird. 

Mit dem EURET-Programm sollen Beiträge zur optima-
len Nutzung der vorhandenen Verkehrsnetze erarbei-
tet, die Logistik des Güterverkehrs optimiert, der Per-
soneneinsatz auf Seeschiffen und das System Mensch—
Schiff verbessert sowie die negativen Auswirkungen 
des Straßenverkehrs durch verbesserte Verfahren zur 
Bewertung der Sicherheit von Kraftfahrzeug-Anhän-
ger-Kombinationen reduziert werden. Effekte für den 
Klimaschutz können sich auch hier nur indirekt er-
geben, indem Staus zurückgehen. 

Das Programm SAST hat unmittelbare Bedeutung für 
den Umweltschutz. Es verfolgt das umfassende Ziel, 
einen Orientierungsrahmen für den Bereich der For-
schung und technologischen Entwicklung bereitzustel-
len. In diesem Zusammenhang werden u. a. Wechsel-
wirkungen zwischen Technologien, Transport und 
Umwelt untersucht und eine Vielzahl von Möglichkei-
ten zur Reduzierung der Freisetzung klimagefährden-
der Substanzen durch Verkehrstechnologien aufge-
zeigt. Für eine umsetzungsorientierte Betrachtung ist 
jedoch noch eine breitere Analyse der Wirkungs-
mechanismen der einzelnen Technologien erforder-
lich. Endgültige Aussagen können erst zu einem späte-
ren Zeitpunkt gemacht werden, wenn die Ergebnisse 
der Studien vorliegen und ausgewertet sind. 

37. Wann ist in der Bundesrepublik Deutschland mit 
einer Verabschiedung einer Regelung zur CO 2

-

Emissionsminderung bei Pkw und Lkw zu rech-
nen? 

Wie ist der Stand der Verhandlungen? 

Auf Initiative der Bundesregierung wurde anläßlich 
der Festlegung verschärfter Abgasgrenzwerte für Per-
sonenkraftwagen in der EG-Richtlinie 91/441/EWG die 
Europäische Kommission vom Rat der Europäischen 
Union aufgefordert, einen Vorschlag mit Maßnahmen 
zur Begrenzung des Kraftstoffverbrauchs und damit 
der CO2-Emissionen von Pkw vorzulegen. Die Bundes-
regierung hat wie auch andere Mitgliedstaaten der 
Europäischen Kommission eigene Vorschläge zu einer 
CO2-Regelung bei Pkw vorgelegt. Auch die von der 
Kommission eingesetzte „Motor Vehicle Emission 
Group" hat zwei Vorschläge erarbeitet. Die Kommis-
sion hat allerdings bisher noch keinen eigenen Vor-
schlag vorgelegt. Sie wurde vom Umweltministerrat 
wiederholt erinnert, schnellstmöglich ihr Konzept zur 
CO2-Reduzierung bei Kraftfahrzeugen vorzulegen. 
Dies ist trotz Zusage der Kommission, das Konzept bis 
Ende 1993 vorzulegen, bisher nicht erfolgt. 

Die Bundesregierung wird weiter auf eine schnellst-
mögliche Vorlage drängen. 
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Für Lkw wird derzeit an keiner Regelung zur CO 2

-

Emissionsminderung gearbeitet. Im Bereich der ge-
werblich eingesetzten Lkw hat allein der Zwang zur 
Wirtschaftlichkeit in den vergangenen Jahren zur steti-
gen Verbrauchsminderung in der Größenordnung von 
7 bis 8 % in fünf Jahren (trotz steigender Motorlei-
stung) geführt. 

38. Wann ist in der Bundesrepublik Deutschland mit 
verbindlichen Vorgaben für den Treibstoffver-
brauch bzw. den Flottenverbrauch von Neuwagen 
zu rechnen? 

Liegt nach Meinung der Bundesregierung das 
Hindernis zur Markteinführung von Niedrigver-
brauchsautos an zu niedrigen Treibstoffpreisen? 

Die Bundesregierung verweist auf die Antwort zur 
Frage 37 dieser Großen Anfrage sowie auf die Antwort 
zur Frage 3 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Kaus Lennartz u. a., Drucksache 12/5877 vom 11. Ok-
tober 1993. 

Die Herstellung eines „Niedrigverbrauchsautos" erf or-
dert neue Konzeptionen und neue Technik, die nicht 
kurzfristig serienreif realisiert werden können. Eine 
Entwicklungszeit zur Serienreife von bis zu fünf Jahren 
muß zugestanden werden. 

Pkw mit einem Verbrauch von unter 5 l/100 km sind 
bereits am Markt erhältlich, aber aufgrund der neuen 
Technik teurer. Die Bundesregierung geht aber davon 
aus, daß sich die Marktchancen solcher Modelle nicht 
zuletzt wegen des gestiegenen Umwelbewußtseins der 
Käufer weiter verbessern werden. Auch die am 1. Ja-
nuar 1994 vorgenommene Erhöhung der Mineralöl-
steuer dürfte sich zugunsten des Absatzes kraftstoff-
sparender Pkw auswirken. 

Die Bundesregierung verweist darüber hinaus auf ihre 
Antwort auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten 
Dr. Klaus-Dieter Feige, Werner Schulz (Berlin) und der 
Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Drucksache 12/ 
6507 vom 27. Dezember 1993. 

39. Der Luftverkehr trägt in wachsendem Maße zur 
Klimaproblematik bei. 

Von welchen Wachstumsprognosen geht die Bun-
desregierung EG-weit und national aus? 

Mit welchen Strategien versucht die Bundesregie-
rung, der prognostizierten Steigerung des Luftver-
kehrs auf EG-Ebene und in der Bundesrepublik 
Deutschland und den davon ausgehenden Gefah-
ren für die Umwelt zu begegnen? 

Wie kann insbesondere der Flugverkehr unter 500 
km Distanz vermieden werden? 

Nach einer von der Deutschen Forschungsanstalt für 
Luft- und Raumfahrt (DLR) fortgeschriebenen Luftver-
kehrsprognose werden im Jahr 2000 auf den deutschen 
Verkehrsflughäfen ca. 125 Millonen Passagiere (1992: 
85,5 Millionen Passagiere) abgefertigt. Das entspricht 
einem Zuwachs von ca. 45 % oder einer jährlichen 
Zuwachsrate von ca. 4,7 %. Die Zahl der Flugbewe-
gungen soll von 1,20 Millionen Starts und Landungen 

im Jahr 1992 auf ca. 1,53 Millionen im Jahr 2000 
steigen, was einen Zuwachs von ca. 22 % oder eine 
jährliche Steigerungsrate von 3,0 % bedeuten würde. 

Für den übrigen EU-Bereich liegen Abschätzungen 
von Unternehmensseite (z. B. Airbus) in etwa gleicher 
Größenordnung vor, die jedoch wegen anderer Daten-
basis (Verkehrsleistung) zum direkten Vergleich nicht 
geeignet sind. 

Die Bundesregierung prüft, ob zur Luftreinhaltung im 
Luftverkehr ökonomische Anreize wie z. B. emissions-
bezogene Landegebühren gegeben werden können. 
Weiterhin ist die Erarbeitung international bindender 
Vorschriften zur Verminderung der vom Luftverkehr 
ausgehenden Belastungen ein vordringliches Ziel. 

Die Bundesregierung spielt daher im Ausschuß für 
Umweltschutz in der Luftfahrt der Internationalen 
Zivilluftfahrt-Organisation (ICAO) hierzu eine aktive 
Rolle. 

Die Initiative der Bundesrepublik Deutschland hat 
maßgeblich dazu beigetragen, daß 1991 im Umwelt-
komitee der Internationalen Zivilluftfahrt-Organsiation 
(ICAO) eine Absenkung des N0 -Grenzwertes für 
Strahlantriebe um 20 % verabschiedet wurde. Die 
Europäische Kommission ist bestrebt, eine weitere Ver-
schärfung einzuführen, daß nur noch solche Kapitel-3-
Flugzeuge, die die neuen NOx-Grenzwerte um minde-
stens weitere 20 % unterschreiten, in den Mitgliedstaa-
ten neu zugelassen werden. 

Die Bundesregierung setzt sich weiterhin bei inter-
nationalen Organisationen (ICAO, EU) für eine weitere 
deutliche Verschärfung der Schadstoffgrenzwerte bei 
Flugzeugen ein. 

Eine Begrenzung der zu erwartenden Erhöhungen bei 
der Schadstoffemission im Flugverkehr, die aus der 
Zunahme der Anzahl von Flugbewegungen in den 
nächsten Jahren resultiert, kann zum Teil durch stär-
kere Zusammenarbeit zwischen Luft und Schiene als 
Verkehrsträger bewerkstelligt werden. Bei großen Ent-
fernungen wird die Verlagerung davon abhängig sein, 
inwieweit das Angebot an Schnellbahnsystemen 
attraktiv genug gemacht werden kann. 

Eine Begrenzung des zu erwartenden Wachstums im 
Luftverkehr, insbesondere in einem Entfernungsbe-
reich unter 500 km, soll durch eine stärkere Zusam-
menarbeit von Luft- und Schienenverkehr und eine 
bessere Vernetzung der Verkehrssysteme erreicht 
werden. Mit dem qualifizierten Ausbau des Schienen-
netzes für Geschwindigkeiten von 200 km/h und mehr 
zwischen den Ballungszentren wird eine attraktive 
Alternative zum Kurzstreckenluftverkehr geschaffen. 

Die Verlagerung des Kurzstreckenverkehrs ist im Bun-
desverkehrswegeplan durch die besondere Wichtung 
des Verkehrsträgers Schienen als anzustrebende Ziel-
setzung niedergelegt. 

40. Wie hoch ist der Anteil der Förderung von Stra-
ßenbauprojekten aus dem Kohäsionsfonds, und 
wie beurteilt die Bundesregierung diese Förde-
rung im Hinblick auf das gemeinschaftliche CO 2

-

Stabilisierungsziel der EG? 
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Das Gesamtvolumen des Kohäsionsfonds im Zeitraum 
1993 bis 1999 beträgt 15,15 Mrd. ECU (Preise 1992). Es 
sollen Vorhaben im Bereich Umwelt- sowie im Ver-
kehrsinfrastrukturbereich im Rahmen transeuropäi-
scher Netze in den vier Kohäsionsstaaten Spanien, 
Portgual, Griechenland und Irland gefördert werden. 

Eine gleichgewichtete Förderung zwischen beiden 
Bereichen ist in der Verordnung zur Errichtung eines 
Kohäsions-Finanzierungsinstruments (Interimsinstru-
ment; Kohäsionsfonds-Verordnung [Dauerinstrument] 
ist vom Rat und EP noch nicht beschlossen) festgelegt. 
Eine weitere Aufgliederung der Bereiche Verkehr auf 
die einzelnen Verkehrsträger ist nicht vereinbart. 

Unter Anwendung des Subsidiaritätsprinzips liegt es 
im Ermessen des einzelnen Mitgliedstaates, Prioritäten 
für die Einzelprojekte unter Beachtung des Gleichge-
wichts zwischen Umwelt und Verkehrsinfrastruktur zu 
setzen. Verkehrsinfrastrukturvorhaben sind förderwür-
dig, wenn sie von gemeinsamem europäischen Inter-
esse und im Rahmen der in Artikel 129c des Vertrages 
über die Europäische Union genannten Leitlinien aus-
gewiesen sind. Damit ist gesichert, daß nur Straßen-
bauprojekte aus dem Kohäsionsfonds gefördert wer-
den, die das Konzept der Gemeinschaft zum Aus- und 
Aufbau des transeuropäischen Straßennetzes unter-
stützen. 

Die Bewilligung der Projekte erfolgt durch die Europäi-
sche Kommission im Einvernehmen mit dem begün-
stigten Mitgliedstaat. Dabei ist die Genehmigung der 
Vorhaben an strenge Kriterien gebunden. 

Insbesondere trifft das für die Einhaltung der Bestim-
mungen des Umweltschutzes und anderer Gemein-
schaftspolitiken zu. Außerdem haben die Mitgliedstaa-
ten den Beitrag der Vorhaben zur Umsetzung der Ge-
meinschaftspolitiken in den Bereichen Umwelt und 
transeuropäische Netze darzustellen. 

Die Bundesregierung ist ebenso wie die anderen Mit-
gliedstaaten nicht an der Entscheidung über die Pro-
jektgenehmigung beteiligt. Eine Beteiligung der Mit-
gliedstaaten konnte in Form einer verstärkten Informa-
tionspflicht der Europäischen Kommission gegenüber 
dem Rat über den Einsatz der Kohäsionsfondsmittel 
erreicht werden. Es wurde die Vorlage eines Jahresbe-
richtes sowie die Durchführung halbjährlicher Infor-
mationssitzungen festgelegt, bei denen die Mitglied-
staaten konkrete Angaben über den Mitteleinsatz er-
halten. 

Der Beitrag des Kohäsionsfonds zur CO 2-Einsparung 
wird von der Bundesregierung positiv beurteilt; eine 
quantitative Abschätzung ist allerdings nicht möglich. 

41. Durch die Einführung der CO2-/Energiesteuer 
würden die Benzinpreise bis zum Jahr 2000 um 
weniger als zehn Prozent gegenüber dem derzei-
tigen Niveau ansteigen. 

Wird damit nach Meinung der Bundesregierung 
die Wirksamkeitsschwelle erreicht? 

Wo liegt diese? 

Wo liegt der Preis für Benzin, der die Umweltaus-
wirkungen des Straßenverkehrs internalisiert? 

In welchem Zeitraum könnte dieser Preis nach 
Auffassung der Bundesregierung durchgesetzt 
werden? 

Die Bundesregierung verweist auf die Antwort zur 
Frage 11. 

Der Bundesregierung liegen keine endgültigen 
Erkenntnisse über die Höhe externer Kosten von 
Umweltauswirkungen insbesondere des Straßenver-
kehrs vor. In der wissenschaftlichen Erörterung exter-
ner Effekte des Straßenverkehrs bestehen nach wie vor 
große Unsicherheiten bei der monetären Bewertung 
und der Zuordnungsfähigkeit der verschiedenen 
Effekte. Unbestritten ist jedoch, daß insbesondere 
durch die Mineralölsteuer und die übrigen fiskalischen 
Belastungen des Straßenverkehrs bereits zur Internali-
sierung externer Effekte beigetragen wird. 

Bei der monetären Bewertung externer Wirkungen 
müssen den externen Kosten aber auch die externen 
Nutzen gegenübergestellt werden. Es ist zu vermuten, 
daß deren Schätzung auf mindestens ebensolche Pro-
bleme stößt wie bei der in der Diskussion befindlichen 
externen Kostenkategorie. 

Unter den genannten Gesichtspunkten ist es derzeit 
nicht möglich, einen Bezinpreis anzugeben, der die 
Umweltauswirkungen des Straßenverkehrs vollständig 
internalisiert. 

Die Verkehrspolitik strebt deshalb eine Strategie an, 
nach der marktwirtschaftliche Instrumente, wie z. B. 
Steuern oder Gebühren, Hand in Hand mit rechtlich 
festgelegten, technischen Vorgaben zur Reduzierung 
der Umweltbelastungen zu nutzen sind. Im Straßenver-
kehr sollte deshalb nach dem Verursacherprinzip mehr 
und mehr auch dem Gesichtspunkt der Umweltbe-
lastung Rechnung getragen werden. Dadurch wird 
eine unter Umweltgesichtspunkten ungerechtfertigte 
Begünstigung des Straßenverkehrs vermieden und die 
Nutzung energieeffizienter Verkehrssysteme geför-
dert. 

42. Sind der Bundesregierung Berechnungen be-
kannt, welche zusätzliche CO 2-Belastung durch 
die Umsetzung des Verkehrswegeplans verur-
sacht wird? 

Mit welchen Maßnahmen will die Bundesregie-
rung diese zusätzlichen Belastungen kompen-
sieren? 

Durch die Umsetzung des Bundesverkehrswege

-

plans '92 (BVWP) bzw. der in ihm enthaltenen Ver-
kehrswegeprojekte wird keine zusätzliche CO 2-Be-
lastung verursacht. 

Abgesehen davon, daß dem Ziel der CO 2-Reduktion 
bei der Aufstellung des BVWP '92 von Beginn an 
ausdrücklich Rechnung getragen wurde, indem als 
Grundlage eine von veränderten ordnungspolitischen 
Rahmenbedingungen ausgehende Modellprognose 
mit deutlichen Auswirkungen auf Verkehrsverhalten 
und Modalsplit verwendet wurde, haben Berechnun-
gen der BVWP-Gutachter ergeben, daß die Realisie- 
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rung der Maßnahmen des „Vordringlichen Bedarfs" 
des BVWP '92 ein CO2-Reduktionspotential von rd. 
4 Mio. t CO2  pro Jahr beinhaltet. 

Es ist ein Irrtum anzunehmen, daß bei einem Verzicht 
auf die Maßnahmen des „Vordringlichen Bedarfs" des 
BVWP '92 der prognostizierte Verkehr bzw. Verkehrs-
zuwachs nicht entsteht bzw. entstehen würde. Die für 
das Jahr 2010 als wahrscheinlich erachtete Verkehrs-
nachfrage entsteht bei dem dichten vorhandenen Ver-
kehrswegenetz weitestgehend unabhängig von dem 
Ausbau der Verkehrsinfrastruktur. Sie ist abhängig 
von der Wirtschaftsentwicklung wie der derzeitigen 
und zukünftigen Wirtschafts-, Siedlungs- und Gesell-
schaftsstruktur und resultiert im wesentlichen aus der 
allgemein gestiegenen Mobilität und den politischen 
Veränderungen der vergangenen Jahre. 

Eine „Kompensation der durch den BVWP '92 verur-
sachten zusätzlichen CO 2-Belastung" steht insofern 
nicht an. 

Die Bundesregierung ist aber bemüht, die durch den 
Verkehr verursachte CO 2-Belastung so weit wie mög-
lich zu reduzieren. Im Bereich der Investitionspolitik 
hat sie die Weichen hin zu einer verstärkten Förderung 
der umweltverträglicheren Verkehrsträger Schiene 
und Wasserstraße gestellt. Auf bestimmte, die Ver-
kehrsnachfrage ursächlich beeinflussende Faktoren 
hat sie aber keinen Einfluß (siehe oben). 

Eine fundierte Quantifizierung der Änderung der CO 2

-

Emission des Verkehrs infolge Verkehrswegebaus er-
scheint heute nicht möglich und bedarf noch weiterer 
Untersuchungen. Einerseits kann Verkehrswegebau 
Weglängen verkürzen, Verkehr verflüssigen und Staus 
abbauen, was sich positiv auf die CO 2-Emissionen aus-
wirken kann; andererseits macht fließender Verkehr 
den Verkehr selbst attraktiver, was neuen Verkehr 
erzeugen kann. 

43. Welche Bedeutung hat eine gemeinsame europäi-
sche Verkehrspolitik nach Meinung der Bundesre-
gierung im Hinblick auf die Lösung der Klimapro-
blematik? 

Welche konkreten Schritte und welcher Zeitplan 
sind auf dem Weg dorthin vorgesehen? 

Eine Verbesserung der Klimaproblematik ist nur durch 
eine gemeinsame europäische Verkehrspolitik mög-
lich. Eine im Rahmen der EU harmonisierte und aufein-
ander abgestimmte Verkehrspolitik stellt einen ganz 
wesentlichen Eckpfeiler zur Verbesserung der Um-
weltqualität und zur Reduktion der treibhausrelevan-
ten Emissionen dar. 

Auf EU-Ebene wurden bereits zahlreiche Beschlüsse 
zur Verbesserung der Umwelt gefaßt. Dabei handelt es 
sich um ein umfangreiches Regelwerk, das verkehrs-
trägerübergreifend, d. h. alle Verkehrsträger betref-
fend, Normen zur Verbesserung der Umweltqualität 
festlegt und sukzessive fortschreibt. 

Auf die Antworten zu den Fragen 37 und 38 wird 
verwiesen. 

IV. Landwirtschaft 

44. Wie ist die bisherige EG-Agrarpolitik unter Klima-
gesichtspunkten zu bewerten? 

Die Nutzung des technischen Fortschritts und damit 
verbundene Produktivitätsverbesserungen waren ein 
wichtiges Mittel, um die Teilnahme der Landwirtschaft 
an der allgemeinen Einkommens- und Wohlstandsent-
wicklung in der Gesellschaft zu ermöglichen. Das 
zunehmend über die Nachfrage in der Europäischen 
Gemeinschaft hinausgehende Produktionsvolumen 
war allerdings auch im Hinblick auf Klimawirkungen 
problematisch. Auch unter dem Gesichtspunkt eines 
konsequenten Klimaschutzes wird der technische Fort-
schritt in der Landwirtschaft auch weiterhin große 
Bedeutung haben. Es kommt ganz entscheidend auf 
die Entwicklung ressourcensparender und umwelt-
schonender Produktionsverfahren und Produkte an. 
Ziel ist dabei auch, die spezifischen Emissionsraten 
klimarelevanter Gase pro Produkteinheit zu senken. 
Hierzu ist eine moderne und leistungsfähige Landwirt-
schaft erforderlich. 

Seit dem Ende der 80er Jahre haben sich wichtige 
klimarelevante Entwicklungstendenzen in der Land-
wirtschaft umgekehrt. So ist der Absatz von Stickstoff 
aus Handelsdüngern im früheren Bundesgebiet seit 
1987/88 von 134 kg/ha LF und 108 kg/ha LF im Jahr 
1992/93 um nahezu 20 % gesunken. Unter Einbezie-
hung der neuen Länder ging der Verbrauch an Stick-
stoff aus Handelsdüngern in den letzten fünf Jahren 
um ca. 30 % zurück. Dies war insbesondere Folge einer 
verbesserten Beratung, die verstärkt auf eine pflanzen

-

bedarfsorientierte Düngung hinwirkte. Aber auch die 
EG-Agrarpolitik hat, unterstützt durch die nationale 
Agrarpolitik, durch Flächenstillegungs- und Extensi-
vierungsprogramme hierzu beigetragen. Flächenstille-
gungs- und Extensivierungsprogramme haben darüber 
hinaus einen dämpfenden Effekt auf den Energiever-
brauch und damit den CO 2-Ausstoß ausgeübt. 

Bedingt durch die Einführung der Milchgarantiemen-
genregelung und die schrittweise Rücknahme der 
Marktstützung im Rindfleischbereich sind die Rind-
viehbestände seit Mitte der 80er Jahre im früheren 
Bundesgebiet bis 1992 um rd. 14 % reduziert worden. 
Weitgehend unabhängig von agrarpolitischen Maß-
nahmen der EG sind im gleichen Zeitraum die Schwei-
nebestände um rd. 8 % zurückgeführt worden. 

In den neuen Ländern sind unter dem Einfluß der 
Umstrukturierung und Anpassung der dortigen Land-
wirtschaft an die Bedingungen der Gemeinsamen 
Agrarpolitik die Bestände bei Rindern zwischen 1989 
und 1992 um rd. 46 % und bei Schweinen um fast 63 % 
zurückgegangen. Auch diese Entwicklungen haben 
einen deutlichen Beitrag zur Klimaentlastung geleistet. 

Mit der 1992 beschlossenen Agrarreform wurden wei-
tergehende wichtige Weichenstellungen zugunsten 
einer Umwelt- und klimaverträglichen Landwirtschaft 
vorgenommen. Hierauf wird in Frage 49 näher einge-
gangen. 
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45. Welchen Anteil hat die Landwirtschaft in der 
Europäischen Gemeinschaft an den Emissionen 
treibhauswirksamer Spurengase (beispielsweise 
Methan, Distickstoffoxidemissionen, Ammoniak)? 

Die Landwirtschaft trägt vor allem durch die Emissio

-

nen von Methan (CH4) und Distickstoffoxid (N 2O ) zum 
anthropogenen Treibhauseffekt bei. Zum gegenwärti

-

gen Zeitpunkt ist eine aktuelle Aussage zum Beitrag 
der Landwirtschaft an den Emissionen treibhauswirk-
samer Spurengase in der Europäischen Gemeinschaft 
noch nicht möglich. Dies ist darin begründet, daß eine 
laufende europaeinheitliche Erhebung der Emissionen 
dieser Gase noch nicht abgeschlossen ist. 

Angaben können jedoch zu den landwirtschaftlichen 
Emissionen in Deutschland gemacht werden (Quelle: 
Umweltbundesamt) : 

Emissionen von CH4  und N2O  in Deutschland 1990 

Gas Gesamtemissionen Emissionen aus der Landwirtschaft 

in 1 000 t absolut, in 1 000 t Anteil an den 
Gesamtemissionen, in % 

Methan (CH4) 
Distickstoffoxid (N2O ) 

6 000 
220 

2 050 
75 

33 
34 

Zu Ammoniak ist anzumerken, daß es kein Gas mit 
direkter Treibhauswirkung ist. Aufgrund seiner kurzen 
atmosphärischen Verweilzeit von Minuten bis Stunden 
besitzt es selbst kein nennenswertes Treibhauspoten-
tial (GWP, Global Warming Potential). 

NH3  ist photochemisch sehr stabil und nimmt daher 
nicht an photochemischen Prozessen in der Atmo-
sphäre teil, es fungiert somit auch nicht als Vorläufer 
bei der Ozonbildung in der Atmosphäre. 

Nach Abschätzungen für das Jahr 1991 liegen die 
Ammoniakemissionen in Deutschland zwischen 0,54 
und 0,66 Mio. t pro Jahr (vgl. Waldzustandsbericht der 
Bundesregierung 1993). Die Landwirtschaft ist hieran 
in der Größenordnung von 80 bis 90 % beteiligt. 

Der einzige (indirekte) Effekt mit Klimarelevanz liegt 
darin, daß Ammoniak in der Atmosphäre rasch zu Am-
moniumionen umgesetzt wird. Deren Eintrag über den 
Luftpfad in natürliche und landwirtschaftliche Öko-
systeme führt infolge mikrobieller Umsetzung in den 
Böden zu N2O -Emissionen im Bereich von einigen Pro-
zenten des eingetragenen Stickstoffs. 

In Anbetracht der Unsicherheiten und der nachgeord-
neten Bedeutung dieses Beitrags wurde dieser bei den 
Emissionsberechnungen für N 20 nicht berücksichtigt. 

46. Wie hoch ist in der EG und der Bundesrepublik 
Deutschland der Energieeinsatz fossiler Energie-
träger in der landwirtschaftlichen Produktion? 

Wie hat er sich seit 1960 entwickelt? 

In welchem Verhältnis steht in der EG der Input an 
fossilen Energien zum landwirtschaftlichen Out-
put an Energie in Form von Biomasse? 

Der Energieeinsatz in der Landwirtschaft ist zu unter-
teilen in direkten Energieeinsatz (Kraftstoffe, Heizöl, 
Elektrizität und übrige, wie z. B. Gas und feste Brenn-
stoffe) und indirekten Energieeinsatz (Minderaldün-
ger, Pflanzenschutzmittel, Futtermittel, Saat- und 
Pflanzgut, Maschinen, Schmierstoffe, Wirtschaftsge

-

bäude u. a.). Zum weit überwiegenden Teil kommen 
dabei fossile Energieträger zum Einsatz; erneuerbare 
Energieträger wie beispielsweise Holz oder Biogas 
dürften bisher einen Anteil von 1 % kaum erreichen. 
Die amtlichen Statistiken in Deutschland weisen ledig-
lich den direkten Energieinput der Landwirtschaft aus. 
Danach beträgt er für das frühere Bundesgebiet im 
Jahr 1990/91 bei den Treibstoffen 2 136 Mio. 1 und bei 
elektrischem Strom 4 961 Mio. Kilowattstunden (kWh). 
Im Vergleich dazu wurden vor 30 Jahren 1 048 Mio. 1 
Treibstoffe und 1 600 Mio. kWh an elektrischem Strom 
verbraucht. 

Nach Berechnungen des Kuratoriums für Technik und 
Bauwesen in der Landwirtschaft e. V. (KTBL) und des 
Bundesamtes für Ernährung und Forstwirtschaft er-
reicht der indirekte Energieeinsatz in der Landwirt-
schaft etwa die Größenordnung des direkten Ener-
gieeinsatzes. Die wichtigsten Bereiche des indirekten 
Energieinputs in der Landwirtschaft sind Futtermittel 
und Mineraldünger, die ca. 23 % bzw. 20 % zum Ge-
samtenergieeinsatz in der Landwirtschaft beitragen 
(1990/91, alte Bundesländer). 

Im Hinblick auf die CO2-Emissionen spielt die Land-
wirtschaft eine relativ untergeordnete Rolle, da ihr 
Anteil an den energiebedingten CO 2-Emissionen 
durch direkten Energieeinsatz nur 3 % beträgt. Die 
CO2-Emissionen hängen von der Intensität des Einsat-
zes von Vorleistungen ab (chemisch-synthetische 
Dünge- und Pflanzenschutzmittel), die mit Energieauf-
wand hergestellt werden. Beiträge zum Klimaschutz 
können deshalb grundsätzlich standortangepaßte 
Anbaumethoden mit geringem Energie-, Dünger- und 
Pflanzenschutzmitteleinsatz darstellen. 

Vergleichbare Daten auf EU-Ebene liegen hier nicht 
vor. 

Die land- und forstwirtschaftliche Bodenproduktion ist 
aufgrund der Fähigkeit, die kostenlos zur Verfügung 
stehende Sonnenenergie als Energieinput zu nutzen, 
der einzige Sektor der Volkswirtschaft mit einer ein-
deutig positiven Energiebilanz. So ergibt sich bei- 
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spielsweise für das frühere Bundesgebiet (1989/90) — 
bei einem Energiegehalt je Tonne Getreideeinheit von 
3,94 Megawattstunden und bei einem direkten Ener-
gieeinsatz von 51 297 Gigawattstunden bei einer 
Brutto-Bodenproduktion von 86,65 Mio. t Getreideein-
heiten — ein Output/Input-Verhältnis an Energie von 
6,66:1. 

Für die anderen Länder der EU sind entsprechende 
Daten derzeit nicht verfügbar. 

47. Wie hoch ist der Einsatz von chemischen Pflanzen-
schutzmitteln und Düngemitteln in der landwirt-
schaftlichen Produktion und der zur Herstellung 
dieser Mittel notwendige Energieeinsatz? 

Wie ist die Entwicklung seit 1960? 

Welche klimarelevanten Auswirkungen haben die 
eingesetzten chemischen Pflanzenschutzmittel 
und Düngemittel? 

1. Düngemittel 

Der Absatz von Nährstoffen aus Handelsdüngern ist, 

nachdem er bei Stickstoff 1987/88, bei Phosphat 1970/ 
71 und bei Kali 1965/66 einen Höchststand erreichte, 
insbesondere in den letzten fünf Jahren stark rückläu-
fig. Der Absatz hat sich unter Einbeziehung der neuen 
Bundesländer im Wirtschaftsjahr 1992/93 im Vergleich 
zum Jahr 1987/88 bei Stickstoff um etwa 30 %, bei 
Phosphat um etwa 55 % und bei Kali um etwa 50 To 
verringert. 

Auch im Vergleich zum Jahr 1960/61 hat sich der 
gegenwärtige Absatz von Phosphat- und Kalidünger in 
den alten Bundesländern um etwa 260 kt P 2O5  (39 %) 
und 433 kt K2O  (43 %) verringert. Bei Stickstoff ist 
gegenüber dem Verbrauch von vor 32 Jahren etwa 
eine Verdoppelung zu verzeichnen. Dabei ist jedoch zu 
beachten, daß sich in dieser Zeit die Ertragssicherheit 
und die Qualität der Erzeugnisse wesentlich verbessert 
haben und eine deutliche Erhöhung der Erträge zu ver-
zeichnen ist, z. B. hat sich der Getreideertrag pro ha 
mehr als verdoppelt. 

Die Entwicklung in den neuen Bundesländern verlief 
ähnlich. 

Tabelle 1: Düngemittelabsatz in der Bundesrepublik Deutschland (alt) durch die Landwirtschaft 

Düngejahr Stickstoff (N) 
Gesamt 1) 	kg/ha 

Phosphat (P205) 
Gesamt 1) 	kg/ha 

Kali (K20) 
Gesamt 1) 	kg/ha 

1950/51 362 26 418 30 659 47 
1960/61 619 43 662 46 1 006 71 
1970/71 1 130 83 913 67 1 184 87 
1980/81 1 550 127 837 68 1 144 93 
1984/85 1 451 120,5 732 61 988 82 
1987/88 1 601 134 679 57 865 73 
1989/90 1 487 125 594 50 792 66,5 
1990/91 1 366 115 511 43 737 62 
1991/92 1 340 113 434 37 629 53 

1) In 1 000 t Nährstoff. 

Quelle: Industrieverband Agrar, Jahresbericht 1991/93. 

Tabelle 2: Handelsdüngerverbrauch in der Landwirtschaft der EG-Staaten in kg/ha LF 

Düngejahr Stickstoff (N) Phosphat (P205) Kali (K20) 
Stickstoff (N) 

EG (6) 	EG (10) EG (12) EG (6) 	EG (10) 	EG (12) EG (6) 	EG (10) EG (12) 

1967/68 43,9 43,4 39,0 
1980/81 74 41 41 
1985/86 98 82 45 39 45 40 
1988/89 100*) 86*) 44*) 38*) 50*) 41*) 
1989/90 97*) 85*) 44*) 39*) 50*) 41*) 
1990/91 95*) 83*) 44*) 39*) 51*) 42*) 

*) Schätzung. 

Quelle: Statistisches Jahrbuch für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 1992, 1970. 
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Wird für die Produktion von Düngemitteln ein Energie-
verbrauch von 45,96 Gigajoule (GJ) je t N, 10,89 GJ je 
t P2O5  sowie 7,17 GJ je t K2O  unterstellt, so resultiert 
aus dein Rückgang des Absatzes von Handelsdüngern 
in den letzten fünf Jahren ein Rückgang im Ener-
gieeinsatz zu deren Herstellung in Höhe von etwa 
43 Mio. GJ bzw. 1 Mio. t Mineralöl. 

Ein Vergleich zum Energieverbrauch des Jahres 1960 
ist aufgrund geänderter statistischer Erhebungsmetho-
den nicht hinreichend aussagefähig. Zwischenzeitlich 
ist aber durch die Einführung moderner energiespa-
render Technologien der Energieaufwand zur Herstel-
lung von Mineraldüngemitteln erheblich gesenkt wor-
den. 

Neben der Freisetzung von CO 2  bei der Herstellung, 
beim Transport und bei der Ausbringung von Dünge-
mitteln hat im Prinzip nur der eingesetzte Stickstoff 
weitere wesentliche klimarelevante Auswirkungen. 
An verschiedenen Stellen des Stickstoffkreislaufes 
„Boden—Pflanze—Tier—Boden" wird während der 
mikrobiologischen Umwandlungsprozesse klimarele-
vantes N2O  oder Ammoniak, der Hauptteil jedoch als 
unschädliches N2 freigesetzt. Über die Höhe der 
Anteile dieser Gase am insgesamt in den Stoffkreislauf 
zusätzlich durch die Herstellung synthetischer Dünge-
mittel eingebrachten Stickstoffs schwanken die An-
gaben zwischen 1 und 3 % pro Kilogramm Dünger-
stickstoff. Diese Angaben sind bisher nicht ausrei-
chend gesichert, es besteht noch Forschungsbedarf. 

2. Pflanzenschutzmittel 

Flächendeckende Angaben über die seit 1960 in 
Deutschland angewandten Mengen an Pflanzen-
schutzmitteln in der Landwirtschaft liegen der Bundes-
regierung nicht vor. Es existieren jedoch nachstehende 
Angaben über die in Deutschland abgegebenen Men-
gen von  Pflanzenschutzmittelwirkstoffen: 

Jahr 	Menge (in Tonnen) 

1960 	 10 032 	(alte Länder) 
1970 	 19 469 	(alte Länder) 
1980 	32 930 	(alte Länder) 
1986 	31 484 	(alte Länder) 
1987 	29 951 	 (alte Länder) 
1988 	32 500 	(alte Länder) 
1989 	34 625 	(alte Länder) 
1990 	33 146 	(alte Länder) 
1991 	 36 937 	(Deutschland gesamt) 
1992 	33 485 	(Deutschland gesamt) 

Die Zahlen sind nur bedingt vergleichbar. Sie basieren 
bis zum Jahr 1986 auf Angaben des Industrieverban-
des Agrar e. V. Seit 1987 beruhen sie auf den der 
Biologischen Bundesanstalt für Land- und Forstwirt-
schaft (BBA) nach § 19 des Pflanzenschutzgesetzes zu 
meldenden Angaben. Bis einschließlich des Jahres 
1990 beziehen sie sich auf die alten Bundesländer. 

Der Energieverbrauch für die Herstellung einschließ-
lich Verpackung beträgt duchschnittlich etwa 249 
Megajoule pro Kilogramm Pflanzenschutzmittel. Er 
setzt sich zusammen aus dem Energieverbauch für die 
Herstellung der Wirkstoffe (222 Megajoule) und dem 

Energieverbrauch für die Formulierung und Verpak-
kung (27 Megajoule). Diese Zahlenangaben gelten für 
deutsche Gegebenheiten. Sie wurden von der BBA auf 
der Grundlage von Angaben von Green*) zu Pflanzen-
schutzmittelwirkstoffen berechnet. Über die Entwick-
lung des Energieverbrauchs bei der Herstellung von 
Pflanzenschutzmitteln seit 1960 sind der Bundesregie-
rung keine Angaben bekannt. 

Über gas- und partikelförmige Emissionen aus der 
Herstellung und Verarbeitung von Pflanzenschutzmit-
teln sowie infolge der Anwendung, z. B. durch direkte 
Abdrift von Spritznebeln und durch Verdampfung der 
Wirkstoffe von den Zielflächen, können Pflanzen-
schutzmittelwirkstoffe in die Luft gelangen und sich 
dort mehr oder weniger weiträumig verteilen. In der 
Luft verringert sich jedoch der Gehalt an Wirkstoffen 
durch Auswaschprozesse (in Niederschlägen) und 
photochemisch-oxidativen Abbau (Hauptabbaupro-
dukt: CO2). Konkrete Angaben zu klimarelevanten 
Auswirkungen (z. B. Verstärkung des Treibhauseffek-
tes) infolge der Herstellung oder Anwendung von 
Pflanzenschutzmitteln sind der Bundesregierung nicht 
bekannt. Zwar ist ein additiver Beitrag zum Treibhaus-
effekt nicht von vornherein auszuschließen, eine zah-
lenmäßige Erfassung ist jedoch z. Z. nicht möglich. 
Außerdem dürfte er im Vergleich zu anderen Emitten-
ten äußerst gering sein. 

48. Wie hoch ist der Viehbestand in der Bundesrepu-
blik Deutschland und in der EG im Verhältnis zur 
landwirtschaftlichen Nutzfläche? 

Welche klimarelevanten Emissionen werden 
durch die Tierhaltung verursacht? 

Im Jahr 1992 betrugt der Viehbesatz (ohne Geflügel) in 
Deutschland 88 Großvieheinheiten (GV) je 100 ha LF. 
Insbesondere durch die Umstrukturierung der Land-
wirtschaft in den neuen Bundesländern hat sich der 
durchschnittliche Viehbesatz im Vergleich zum Jahr 
1990 um 10 GV je 100 ha LF in Deutschland verringert. 

Auf EU-Ebene lag der Viehbesatz (ohne Geflügel) 
nach den der Bundesregierung vorliegenden Angaben 
im Jahr 1992 bei etwa 63 GV je 100 ha LF. Dieser im 
Vergleich zu Deutschland niedrigere Durchschnitts-
wert wird vor allem von den flächenstarken Ländern 
Spanien, Italien, Frankreich und Vereinigtes König-
reich geprägt. Einen deutlich höheren Viehbesatz als 
Deutschland weisen z. B. die Niederlande mit ca. 
252 GV/100 ha LF auf. 

Bei der Tierhaltung entstehen die klimarelevanten 
Gase Kohlendioxid, Distickstoffoxid und Methan. Es ist 
derzeit lediglich möglich, Schätzungen über die Höhe 
klimawirksamer Emissionen durchzuführen und den in 
Frage kommenden Quellen zuzuordnen (vgl. auch 
Antwort zur Frage 45). Danach dürfte der Beitrag der 
Tierhaltung zu den Kohlendioxid- und Distickstoff-
oxidemissionen in Deutschland von untergeordneter 

*) Green, M.B.: Energy in Pesticide Manufacture, Distribu-
tion and Use, Energy in World Agriculture, 2, Elsevier 
Science Publishers B.V., 1987. 
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Bedeutung sein und kaum 4 % erreichen. Im weiteren 
trägt Schätzungen (Ahlgrimm/Dämmgen: „Beitrag der 
Landwirtschaft zur Emission klimarelevanter Spuren-
gase", Braunschweig/Müncheberg 1993) zufolge die 
landwirtschaftliche Tierhaltung in Deutschland in 
einer Größenordnung von etwa 30 % zu den Methan-
emissionen und von etwa 70 % zu den Ammoniak-
emissionen bei. Bezogen auf den Bereich der EU dürfte 
es sich um ähnliche Größenordnungen handeln. 

49. In welchem Umfang wurden Aspekte des Klima-
schutzes bei den Verhandlungen zur EG-Agrar-
reform 1992 berücksichtigt, und welche Auswir-
kungen hat diese Reform nach Meinung der Bun-
desregierung auf den Klimaschutz? 

Vorrangiges Ziel der Reform der Gemeinsamen Agrar-
politik ist eine Anpassung der Agrarproduktion an den 
Markt. Zugleich sind bei der Neuausrichtung der Ge-
meinsamen Agrarpolitik auch Umweltbelange be-
achtet worden. 

Neben den Maßnahmen im Bereich der Marktordnun-
gen, die in der Tendenz zu einer Reduzierung der Be-
wirtschaftungsintensität führen werden (z. B. deutliche 
Getreidepreissenkungen, Gewährung der Bullenprä-
mie gebunden an den Tierbesatz je Hektar Futter-
fläche), hat der Ministerrat unter anderem eine Reihe 
von flankierenden agrarpolitischen Maßnahmen mit 
zum Teil umweltschützender und klimarelevanter Ziel-
setzung beschlossen. 

Es wurde die Möglichkeit eröffnet, Rohstoffpflanzen 
zur Erzeugung weitgehend CO 2-neutraler Energieträ-
ger und Industriegrundstoffe auch auf stillgelegten 
Flächen anzubauen. Diese Regelung wird von der 
landwirtschaftlichen Praxis gut angenommen. Im letz-
ten Jahr wurden 53 000 ha Energiepflanzen zur Erzeu-
gung von Biotreibstoffen (Rapsöl zur Herstellung von 
Biodiesel) angebaut. 1994 ist bereits eine Anbaufläche 
von rd. 146 000 ha, davon 105 000 ha für Energie-
pflanzen, d. h.: 1 % der Ackerfläche, im Rahmen der 
Möglichkeit des Anbaus bestimmter nachwachsender 
Rohstoffe auf stillgelegten Flächen von Landwirten 
angemeldet worden. 

Die CO 2-Minderungspotentiale nachwachsender Roh-
stoffe bewegen sich nach einer Studie des Kernfor-
schungszentrums Karlsruhe ( „Technikfolgenabschät-
zung — Nachwachsende Rohstoffe", 1993) je nach 
Pflanzenart zwischen 1,6 bis 2,9 t CO 2  (Raps) und 23 bis 
42 t CO2  (Chinaschilf) je Hektar. Die CO 2-Minderungs-
kosten betragen z. Z. zwischen 33 DM je t CO 2  (Stroh) 
und 320 bis 500 DM je t CO2  (Raps). Innerhalb dieser 
Spanne schneiden Ethanol und Methanol als Kraft-
stoffe ungünstiger ab als feste Bioenergien zur Wärme- 
und Stromgewinnung. Bei der Verwendung fester 
Brennstoffe aus Pflanzen im Wärmemarkt und für 
Heizkraftwerke liegen die CO 2-Minderungskosten mit 
Ausnahme der Kleinanlagen gegenwärtig bei etwa 
350 DM/t CO2 , teilweise bei etwa 100 DM/t CO 2 . Die 
Wirtschaftlichkeit ist z. Z. bei für die energetische Nut-
zung produzierter Biomasse nicht erreicht. Bei Rest- 
und Abfallstoffen ist sie in Teilbereichen bereits gege-
ben. Unter Außerachtlassung insbesondere subven

-

tionspolitischer Restriktionen schätzt die gleiche 
Quelle das CO2-Minderungspotential durch den Ein-
satz von Biomasse auf jährlich 17 bis 38 Mio. t CO 2  bis 
zum Jahr 2005. 

Nach der Verordnung (EWG) Nr. 2078/92 des Rates 
vom 30. Juni 1992 sind für umweltgerechte und den 
natürlichen Lebensraum schützende landwirtschaft-
liche Produktionsverfahren sowie nach der Verord-
nung (EWG) Nr. 2080/92 des Rates vom 30. Juni 1992 
zur Einführung einer gemeinschaftlichen Beihilferege-
lung für Aufforstungsmaßnahmen in der Landwirt-
schaft flächenbezogene Beihilfen vorgesehen, die u, a. 
folgende Anforderungen beinhalten: 

— erhebliche Einschränkung des Einsatzes von 
Dünge- und Pflanzenschutzmitteln sowie die Beibe-
haltung bereits vorgenommener Einschränkungen, 

— Einführung oder Beibehaltung ökologischer Anbau-
verfahren, 

— Verringerung des Tierbesatzes (Rinder und Schafe) 
je Hektar Futterfläche, 

— Umwandlung von Ackerfläche in extensives Grün-
land, 

— langfristige Stillegung von Ackerflächen (minde-
stens 20 Jahre) für gezielte umwelt- und naturschüt-
zende Maßnahmen, 

— Aufforstung bisher landwirtschaftlich genutzter Flä-
chen. 

Zur nationalen Umsetzung der Maßnahmen nach der 
Verordnung (EWG) 2078/92 in Deutschland haben die 
Länder eine Reihe von Programmen bei der EG

-

Kommission angemeldet. Maßnahmen von vorwie-
gend marktentlastender und agrarstruktureller Bedeu-
tung werden im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten-
schutzes" durch Bund und Länder gemeinsam finan-
ziert. Dabei werden einheitlich 

— extensive Produktionsverfahren im Ackerbau, 

— extensive Grünlandnutzung und 

— ökologische Anbauverfahren 

gefördert. 

Infolge der Extensivierung der Agrarproduktion wird 
sich der Einsatz von Produktionsmitteln, wie Dünge- 
und Pflanzenschutzmitteln, weiter vermindern. 

Diese Maßnahmen werden bei entsprechender Ausge-
staltung einen Beitrag zur Reduzierung von klima-
schädlichen Emissionen leisten (N 2O , CH4 , CO2). 

50. Wie beurteilt die Bundesregierung die Hand-
lungsspielräume zur Verminderung des Beitrags 
der Landwirtschaft zum Treibhauseffekt? 

Welche Alternativen zur bisherigen Entwicklung 
der Intensivlandwirtschaft sind möglich? 

Welche Rolle spielt dabei der ökologische 
Landbau? 
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Die Bundesregierung erwartet, daß sich die seit eini-
gen Jahren erkennbare unter Klimagesichtspunkten 
positive Tendenz einer rückläufigen Intensität des 
mineralischen Stickstoffdüngereinsatzes fortsetzen 
wird. Die von der EG-Agrarreform ausgehenden An-
reize zur Extensiverung der Landwirtschaft werden 
diese Tendenz sowie einen sparsamen Energiever-
brauch unterstützen. Damit sind wichtige Beiträge zur 
Reduzierung von klimarelevanten Emissionen aus der 
Landwirtschaft möglich. 

Handlungsspielräume zur darüber hinausgehenden 
Verminderung des Beitrags der Landwirtschaft zum 
Treibhauseffekt sieht die Bundesregierung vornehm

-

lich in folgenden Bereichen: 

— In der pflanzlichen Erzeugung können klimaent-
lastende Wirkungen von einer Festlegung von 
Grundsätzen zur näheren Bestimmung der „guten 
fachlichen Praxis" in einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten ausgehen. Entsprechende Vorschriften werden 
derzeit in den Bereichen Düngung und Pflanzen-
schutz vorbereitet. 

Ein verstärkter Einsatz nachwachsender Rohstoffe 
anstelle fossiler Rohstoffe kann zur CO 2-Minderung 
beitragen (vgl. Antwort zur Frage 49). Hierbei sind 
jedoch im Vergleich zu allen anderen CO 2-Minde-
rungsmaßnahmen Kosten—Nutzen—Abwägungen 
durchzuführen. Entscheidend für eine Ausschöp-
fung der vorhandenen CO2-Minderungspotentiale 
ist das Erreichen der Rentabilitätsschwelle. Der 
Bund beabsichtigt für den verstärkten Einsatz 
erneuerbarer Energien, darunter auch Biomasse, 
von 1995 bis 1998 Fördermittel von insgesamt 
100 Mio. DM bereitzustellen. Die Einführung einer 
zumindest EU-weiten CO 2-/Energiesteuer könnte 
die Einsatzbedingungen der erneuerbaren Ener-
gien weiter verbessern. 

— Im Bereich der tierischen Erzeugung strebt sie vor 
allem zur Marktentlastung eine Verringerung der 
Rindfleischerzeugung in der EU an. Dies wäre 
zugleich ein Beitrag zu einer geringeren Methan-
emission aus landwirtschaftlicher Tierhaltung. Dazu 
muß nach Auffassung der Bundesregierung die EU-
Rindfleisch-Marktordnung noch wirksamer auf das 
Ziel der Marktentlastung ausgerichtet werden. Die 
Klimaentlastung könnte möglicherweise darüber 
hinaus durch eine weitere, in Abhängigkeit von der 
jeweiligen Marktlage zu entscheidende Rückfüh-
rung der Milchquoten in der EU unterstützt werden. 
Im weiteren sind durch die fortwährend in die land-
wirtschaftliche Praxis Eingang findenden Maßnah-
men im Bereich der Stallhaltung, insbesondere der 
Fütterung, und im Bereich der Lagerung und Aus-
bringung von Fest- und Flüssigmist zusätzliche 
Möglichkeiten zur Reduzierung von klimawirk-
samen Emissionen gegeben. 

Der ökologische Landbau leistet insbesondere durch 
den Verzicht auf die Anwendung chemisch-syntheti-
scher Dünge- und Pflanzenschutzmittel einen Beitrag 
für eine umweltschonende Agrarproduktion. Die Ent-
wicklung des ökologischen Landbaus wird sowohl im 
Produktionsbereich im Rahmen der flankierenden 

Maßnahmen der Agrarreform als auch über die spe-
zielle Vermarktungsförderung im Rahmen der „Ge-
meinschaftsaufgabe Agrarstruktur und Küstenschutz" 
unterstützt. Darüber hinaus wird durch die Verord-
nung (EWG) Nr. 2092/91 über den ökologischen Land-
bau und die entsprechende Kennzeichnung der land-
wirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel der 
Begriff der ökologischen Wirtschaftsweise geschützt 
und ein unlauterer Wettbewerb verhindert. Diese Maß-
nahmen haben mit dazu beigetragen, daß sich die 
Anbaufläche des ökologischen Landbaus in den letzten 
beiden Jahren in Deutschland auf über 240 000 ha 
mehr als verdoppelt hat. Bei einer speziellen Förde-
rung muß der Aspekt des Gleichgewichts zwischen 
Angebot und Nachfrage auf dem sensiblen Markt für 
Produkte des ökologischen Landbaus jedoch berück-
sichtigt werden. 

51. Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
zur EG-weiten Internalisierung externer Kosten in 
der Landwirtschaft? 

Zur Internalisierung externer Kosten der Landwirt-
schaft verfolgt die Bundesregierung vorrangig den ord-
nungsrechtlichen Ansatz in Form von umweltbezoge-
nen Auflagen. Diese finden ihren Niederschlag in einer 
auch am Ziel der Umweltentlastung orientierten Fest-
legung der „guten fachlichen Praxis" in einschlägigen 
Fachgesetzen und Verordnungen. Im Bereich der Dün-
gung soll die „gute fachliche Praxis" durch Erlaß einer 
Düngeverordnung näher bestimmt werden. Eine Fest-
setzung von Obergrenzen in Höhe von 170 kg N/ha/ 
Jahr für die Ausbringung von Wirtschaftsdüngern ist 
gemäß Artikel 5 der EG-Nitratrichtlinie im „Aktions-
programm" der Bundesrepublik Deutschland bis Ende 
1995 erforderlich. 

52. Wie schätzt die Bundesregierung die Möglichkei-
ten ein, über steuerliche Maßnahmen, wie einer 
Steuer auf mineralische Düngemittel oder Import-
futtermittel, zu einer Emissionsminderung im Be-
reich Landwirtschaft beizutragen? 

Ein denkbarer Ansatz zur Internalisierung externer 
Kosten ist neben ordnungsrechtlichen Maßnahmen die 
Nutzung der Lenkungsfunktion von Steuern und Ab-
gaben. Dies gilt grundsätzlich auch, soweit durch 
Emissionsminderung im Bereich der Landwirtschaft — 
die  Forsten kommen in diesem Zusammenhang als 
Emittent kaum in Betracht — ein Beitrag zum Klima-
schutz geleistet werden kann. Denkbar wäre z. B. die 
gemeinschaftsweite Erhebung einer Abgabe auf er-
tragssteigernde Betriebsmittel, insbesondere auf Stick-
stoff. Diese Maßnahme hätte vor allem die Vorteile der 
Marktkonformität. Bei der Prüfung solcher zusätzlicher 
Maßnahmen ist die Wirkung der Agrarreform und der 
ordnungsrechtlichen Maßnahmen zur näheren Bestim-
mung der „guten fachlichen Praxis" sowie zur Umset-
zung der EG-Nitratrichtlinie zu berücksichtigen. 
Zudem sind eine Reihe von Fragen, die mit der Einfüh-
rung einer Stickstoffabgabe verbunden sind, zu klären. 
Vor einer Einführung müßten insbesondere regional 
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differenzierte Untersuchungen zur quantitativen Klä-
rung der Umwelt-, Markt- und Einkommenswirkungen 
vorgenommen werden • 

Die offenbar als Kompensation für eine innergemein-
schaftliche Stickstoffsteuer gedachte Belastung der 
Futtermittelimporte aus Drittstaaten dürfte schon mit 
Rücksicht auf internationale Handelsvereinbarungen 
nicht durchsetzbar sein. 

53. Welche EG-weiten Maßnahmen gibt es im Agrar-
bereich zur Förderung der rationellen Energienut-
zung oder des Einsatzes regenerativer Energieträ-
ger und des ökologischen Landbaus? 

Wie ist das finanzielle Volumen im Verhältnis zu 
den übrigen Ausgaben auf dem Agrarsektor in der 
EG? 

Die EU-Kommission fördert mit umfangreichen Förder-
programmen die Umsetzung von Energietechnologien, 
Energieeinsparung und Energieeffizienz sowie Nut-
zung erneuerbarer Energien. Die z. Z. wichtigsten För-
derprogramme der EU in den Bereichen Forschung, 
Entwicklung und Demonstrationen sind: 

— THERMIE — Förderung von Energie-
technologien, 

— JOULE 

	

— Forschung und Entwicklung für 
nichtnukleare Energien, 

— ALTENER — Förderung der erneuerbaren 
Energien, 

— AIR 	— Agroindustrielle Forschung, 
— Regionale und städtische Energieplanung. 

Das Hauptziel der EU-Forschungspolitik im Bereich 
Energie ist die Entwicklung sicherer und umweltver-
träglicher Energietechnologien. Der Energiegewin-
nung aus Biomasse wird in der Gemeinschaft große 
Priorität eingeräumt. Mit Hilfe von Programmen wie 
ALTENER, aber auch THERMIE, wird eine Erhöhung 
des Anteils alternativer Energien an der Deckung des 
Gesamtbedarfs und damit eine Verringerung der CO 2

-

Emissionen angestrebt. Die vorgenannten Förderpro-
gramme werden teilweise 1994 mit Beendigung des 
dritten Rahmenprogramms auslaufen. Der Bereich 
Energie wird jedoch auch im vierten Rahmenpro-
gramm im bisherigen Umfang vertreten sein. Die Aus-
gestaltung der Nachfolgeprogramme wird z. Z. erar-
beitet. An allen EU-Förderprogrammen können grund-
sätzlich auch Unternehmen aus dem Agrarbereich teil-
nehmen. 

In Deutschland werden Maßnahmen im Agrarbereich 
zur Energieeinsparung und Energieträgerumstellung 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung 
der Agrarstruktur und des Küstenschutzes" gefördert. 
Ziel ist die Einsparung fossiler Energiearten sowie die 
Überleitung auf kostengünstige und umweltfreund-
liche Energien. Für die landwirtschaftlichen Betriebe 
in den neuen Bundesländern gelten hierbei eigene 
Förderungsgrundsätze, um die Förderungskonditionen 
bewußt auf die besondere Situation in den neuen Bun-
desländern auszurichten. 

Die Einführung oder Beibehaltung ökologischer An-
bauverfahren kann EU-weit auf der Grundlage der 
Verordnung (EWG) 2078/92 für umweltgerechte Pro-
duktionsverfahren gefördert werden. Diese Verord-
nung ist Teil der flankierenden Maßnahmen zur EG

-

Agrarreform. 

In welchem Umfang diese Förderungsmöglichkeit des 
ökologischen Landbaus von den anderen Mitgliedstaa-
ten in Anspruch genommen wird, ist derzeit noch nicht 
bekannt. In der Bundesrepublik Deutschland wird eine 
entsprechende Förderung auch im Rahmen der Ge-
meinschaftsaufgabe „Agrarstruktur und Küsten-
schutz" angeboten (siehe auch Antwort zur Frage 49). 

Über das Finanzvolumen des Fördertatbestandes 
„Ökologische Anbauverfahren" im Rahmen der Ver-
ordnung 2078/92 liegen derzeit noch keine Informatio-
nen vor, da ein Großteil der Programme sich noch im 
Genehmigungsstadium bei der EU befindet. 

54. Wie beurteilt die Bundesregierung die kurz- bis 
langfristigen Chancen, im Rahmen von GATT 
ökologische Standards für Produkte und Produk-
tionsverfahren in der Landwirtschaft einzuführen? 

An welchen Widerständen ist dies bislang ge-
scheitert? 

Eine inhaltliche Festlegung von ökologischen Min-
destsstandards sollte nach Auffassung der Bundes-
regierung nicht im GATT erfolgen. Die Bundesregie-
rung befürwortet vielmehr grundsätzlich die Einfüh-
rung ökologischer Mindeststandards in entsprechen-
den multilateralen Konventionen, wobei jedoch die 
unterschiedlichen ökologischen Bedingungen zu be-
rücksichtigen sind. Die Bundesregierung setzt sich 
dabei für eine Festlegung auf möglichst hohem Niveau 
ein. 

Auf der Konferenz in Marakesch vom 12. bis 15. April 
1994 zur Unterzeichnung der Schlußakte mit den Ver-
handlungsergebnissen der GATT-Uruguay-Runde so-
wie des Beitritts der Bundesrepublik Deutschland zur 
Welthandelsorganisation (WTO) wurde eine Minister-
entscheidung zu Handel und Umwelt verabschiedet. 

Ein wesentlicher Punkt dieser Ministerentscheidung ist 
die Einrichtung eines Ausschusses für Handel und 
Umwelt, der vom allgemeinen Rat der künftigen Welt-
handelsorganisation in dessen erster Sitzung (nach 
Inkrafttreten des WTO-Abkommens, voraussichtlich 
erstes Halbjahr 1995) eingerichtet wird. Bereits jetzt 
wird ein Interims-Unterausschuß eingerichtet, der in 
der Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des WTO

-

Abkommens die Arbeit im Schnittstellenbereich von 
Handel und Umwelt aufgenommen hat. 

Das in der Ministerentscheidung festgelegte Mandat 
des Ausschusses zielt darauf, das Verhältnis zwischen 
Handels- und Umweltmaßnahmen zu identifizieren, 
um eine nachhaltige Entwicklung zu fördern und Emp-
fehlungen zu erarbeiten, inwieweit die Vorschriften 
des multilateralen Handelssystems geändert werden 
müssen. 








